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Die Geschäftsstelle des Gemeindebundes ist derzeit mit 
einer Vielzahl von Anfragen aus unterschiedlichsten 
fachlichen Bereichen befasst. Neben Kernaufgaben 

in unserer Beratung, wie der Rechtsbratung und der Abgaben-
beratung, nimmt vor allem die Anzahl betriebswirtschaftlicher 
Anfragen und Fragen zum Finanzausgleich rapide zu. In 
diesen Fachbereichen erstellen wir für die Gemeinden unter 
anderem Gebührenkalkulationen zur Vorlage bei der Gemein-
deaufsicht und Berechnungen über die Einnahmen aus dem 

Finanzausgleich. Im vergangenen Jahr mussten wir aber auch einen starken Rückgang 
des Interesses der steirischen Gemeinden an der Wahrnehmung ihres Rechts zur Kom-
munalsteuer-Nachschau verzeichnen. Wir schreiben diesen Umstand der Unsicherheit 
über die Zulässigkeit dieses Nachschau-Rechts zu. Mittlerweile ist jedoch geklärt und 
kommuniziert, dass die Nachschau-Rechte der Gemeinden auch auf Grundlage der 
BAO weiterhin zu Recht bestehen. Die Mitarbeiter unserer Prüfungsabteilung stehen 
Ihnen daher wie gewohnt für diese Leistungen zur Verfügung.
Weiters möchte ich den Blick auch auf unsere zahlreichen anderen Aufgaben lenken, 
die wir für die steirischen Gemeinden erfüllen. Vor kurzem haben wir allen Mitglieds-
gemeinden den Tätigkeitsbericht 2011 übermittelt, der einen Überblick über unsere 
wichtigsten Arbeitsschwerpunkte bietet. Eine der Kernaufgaben ist die Vertretung kom-
munaler Interessen auf Bundes- und Landesebene mit der Begutachtung von Gesetzes- 
und Verordnungsentwürfen.
Der Gemeindebund Steiermark nimmt an den Landtagsausschüssen teil, ist in Beiräten, 
Kommissionen, Arbeitsgruppen und Jury-Gremien vertreten und beteiligt sich an den 
Sitzungen und Beratungen des Österreichischen Gemeindebundes. Allein zu diesem 
Bereich haben Vertreter des Gemeindebundes im abgelaufenen Jahr mehr als 200 Sit-
zungstermine absolviert. Die 20 wichtigsten legistischen Vorhaben auf Landesebene, 
mit denen wir uns im letzten Jahr in zahlreichen Besprechungen und Stellungnahmen 
eingehend zu befassen hatten, sind im Tätigkeitsbericht aufgelistet. Auch in vielen an-
deren Angelegenheiten wurden Gespräche und Verhandlungen geführt. Alle relevanten 
Gesetzesmaterien durchzuarbeiten und aufzubereiten, die ständigen Änderungen und 
Neuerungen zu verfolgen und zu begleiten, um kommunale Belastungen zu entdecken, 
sie abwehren und die Anliegen der Gemeinden nach Möglichkeit durchsetzen zu kön-
nen, erfordert eine intensive und fortwährende Beschäftigung mit den verschiedensten 
Fachbereichen.
Über diese Hauptaufgabe als Interessenvertretung hinaus erbringt der Gemeindebund 
Steiermark aber noch viele andere Leistungen für die Gemeinden, darunter die direkte 
und rasche Information über aktuelle Gesetzesänderungen, wichtige Termine und inter-
essante Kommunalthemen in Form von Rundmails, die Organisation von Fachtagungen 
zu kommunalen Spezialfragen und gesetzlichen Neuerungen sowie das Aus- und Fort-
bildungsangebot für Gemeindebedienstete in Form von Lehrgängen an der Gemeinde-
verwaltungsschule und Seminaren an der Gemeindeverwaltungsakademie. Im Jahr 2011 
haben an insgesamt 60 Kursen mehr als 1.300 Bedienstete teilgenommen, es wurden 11 
regionale Informationsveranstaltungen für etwa 850 TeilnehmerInnen organisiert und es 
sind 47 Rundmails mit gezielten Informationen an die Gemeinden verschickt worden.
Die Beratung einzelner Mitgliedsgemeinden manifestierte sich u. a. in über 1.000 
rechtlichen Anfragebeantwortungen und in rund 880 schriftlichen Erledigungen unserer 
Finanzabteilung. 
Besonders freut es mich, dass unser Lehling in der Geschäftsstelle, Frl. Sabrina Birn-
stingl, ihre Lehre mit der Lehrabschlussprüfung im Februar dieses Jahres erfolgreich 
beendet hat. Wir gratulieren Frl. Birnstingl dazu herzlich. Ich bedanke mich anlässlich 
der Veröffentlichung unseres Tätigkeitsberichts auch bei allen unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Gemeindebund für ihre hervorragenden Leistungen im vergange-
nen Jahr.

Wir freuen uns darauf, weiterhin für Sie beratend tätig zu sein, und laden Sie herzlich 
dazu ein, bei Bedarf unsere Experten im Gemeindebund mit Ihren Anliegen zu befas-
sen.

Ihr

Mag. Dr. Martin Ozimic

Landesgeschäftsführer

EDITORIAL
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DER PRÄSIDENT

Der Schwerpunkt der steirischen Gemeinde-
politik im heurigen Jahr wird zweifellos die 
Gemeindestrukturreform sein. Seit Dezember 
2011 liegt der Leitfaden bzw. Richtlinienkata-
log des Landes Steiermark vor. Einige Gemein-
den haben bis Ende Jänner ihr grundsätzliches 
Interesse an Fusionen mit Nachbarsgemeinden 
bekanntgegeben. Seit Ende Februar befinden 
wir uns in der Verhandlungsphase, in der die 
betroffenen Gemeinden in die jeweilige Be-
zirkshauptmannschaft zu einem gemeinsamen 
Gespräch geladen und den zuständigen Ge-
meindevertretern die Vorschläge des Landes 
unterbreitet werden. In weiterer Folge sollen 
bzw. werden diese Vorschläge in den Gremi-
en der Gemeinden diskutiert und bearbeitet. 
Wieviele Gemeinden nach Abschluss der Ver-
handlungen es in der Steiermark geben wird, 
steht noch nicht fest. Die Diskussionen müssen 
möglichst sachlich geführt werden und die Än-
derungen im Einklang, nach Analyse aller Fak-
ten sowie unter Einbindung der Bevölkerung, 
erfolgen. Ein zwangsweises Vorgehen erzeugt 
Widerstand und baut Barrieren auf, die wieder-
um nur mühsam und langfristig abgebaut wer-
den können. Wichtig ist, dass Gemeindefunkti-
onäre, die zum Teil bereits über Jahrzehnte ihre 
Gemeinde erfolgreich gestalten und führen, in 
der Diskussion ernstgenommen werden.
Vielerorts wird auch diskutiert und überlegt, ob 
eine Befragung der Gemeindebürger, wie sie 
vereinzelt bereits durchgeführt wurde, sinnvoll 
ist. Ob, wann und wie eine Befragung erfolgt, 
entscheidet die Gemeindevertretung vor Ort 
und hängt ganz maßgeblich von der jeweiligen 
Situation im Einzelfall ab. 
Bei aller Bedeutung der Strukturreform ist 
aber die dementsprechende Finanzausstattung 
vor allem über den Finanzausgleich eine der 
größten Herausforderungen für uns als Ge-
meindeinteressenvertretung und der steirischen 
Politik insgesamt, damit wir für unsere Bürger 
die entsprechenden Leistungen auch in Zukunft 
erbringen können. Dass dies in Zeiten, wo es 
Konsolidierungsmaßnahmen und keine Neu-
verschuldung geben soll, nicht leicht erreichbar 
ist, wissen wir. 
Was den Finanzausgleich betrifft, sehen wir 
vor allem Änderungsbedarf im Bereich der 
Aufteilung, des Fixschlüssels aber auch bei 
der Zuteilung der Steuermittel für Gemeinden, 
die von der Abwanderung besonders stark 
betroffen sind. Unser Ziel ist es, dass die 
Mindereinnahmen von 100 Euro und mehr pro 
Einwohner und Jahr für unsere steirischen Ge-
meindebürger entschärft werden. Erste positive 
Signale, wonach man bereit ist, über Lösungen 
nachzudenken, gibt es.
Bezüglich der seit Jahren problematischen Si-
tuation des Gemeindesanitätsdienstes durch 
Distrikts- und Gemeindeärzte wurde von uns 
in der Vergangenheit bei jedem zuständigen 

Gesundheitslandesrat sehr eindringlich eine für 
die Gemeinden tragbare Lösung eingefordert. 
In mehreren konstruktiven Gesprächen haben 
wir direkt mit der Ärztekammer Steiermark 
verhandelt. Zwischenzeitlich hat es auch auf 
Initiative von Frau Landesrätin Mag. Kristina 
Edlinger-Ploder zwei große Gesprächsrunden 
auf Landesebene gegeben. Wenngleich sich 
noch keine abschließende Lösung ergeben hat, 
so gibt es doch Annäherungen, was die unter-
schiedlichen Standpunkte betrifft. Insbeson-
dere wurde seitens der Ärzteschaft doch aner-
kannt, dass künftig keine Pensionsansprüche 
aus distriktsärztlichen Tätigkeiten in welcher 
Form auch immer zuerkannt werden können. 
Im Gegenzug wird von der Ärzteschaft für 
Gemeindeärzte wiederum ein Dienstverhältnis 
eingefordert, auf dessen Grundlage auch eine 
Lösung der Vertretungs-/Urlaubsregelung an-
geboten wird. Wir vom Gemeindebund und das 
Land Steiermark vertreten aber die Ansicht, 
dass die Leistungen des Gemeindesanitäts-
dienstes auf Grundlage des in der Steiermark 
bestehenden, gut funktionierenden und finan-
zierten Bereitschaftsdienstes erbracht werden 
sollen. Dass die Einzelleistung (z. B. Totenbe-
schau) gesondert entschädigt wird, steht außer 
Diskussion. Diese Variante wird aber derzeit 
von den Vertretern der Ärztekammer noch 
abgelehnt. Wir werden darauf drängen, dass 
es nach der stattgefundenen Ärztekammerwahl 
rasch zu weiteren Verhandlungen kommt, um 
endlich eine zufriedenstellende Lösung für die 
Gemeinden zu erreichen. 
Vor kurzem haben wir Euch den Tätigkeitsbe-
richt des Gemeindebundes für das Jahr 2011 
präsentiert, mit dem wir in kompakter Form 
unsere Tätiglkeiten und die Leistungen der 
Landesgeschäftsstelle dargestellt haben. Alle 
diese Serviceleistungen werden durch unser 
kleines, aber effizient eingesetztes 11-köpfiges 
Team der Landesgeschäftsführung erbracht. 
Die Arbeit in den Bereichen der Interessenver-
tretung und Gesetzesbegutachtung geschieht 
zum überwiegenden Teil durch das Präsidium, 
also durch meine beiden Stellvertreter Bgm. 
Stark und Bgm. Reisinger, den Landesge-
schäftsführer Dr. Ozimic und mich. 
Dass die notwendigen finanziellen Mittel für 
unsere Arbeit zur Verfügung stehen, verdanken 
wir unseren Mitgliedsgemeinden, die durch 
ihren Beitrag diese Leistungen letztlich er-
möglichen. Ich danke daher allen steirischen 
Gemeinden für das in der Vergangenheit er-
wiesene Vertrauen und versichere, dass der 
Gemeindebund auch weiterhin sich als Berater, 
Helfer und Interessenvertreter für seine Mit-
glieder einsetzen wird.

Euer

LAbg. Bgm. Erwin Dirnberger, 
Präsident des Gemeindebundes 
Steiermark

Zum Finanzausgleich 

hat der Gemeindebund 

Steiermark ein 

ausführliches 

Positionspapier erarbeitet 

und ich erwarte mir, 

dass auf dieser Grundlage 

mit dem Land Steiermark, 

dem Städtebund und 

der Landeshauptstadt 

Graz eine gemeinsame 

Position der Steiermark, 

wenn möglich auch mit 

Unterstützung anderer 

vom Finanzausgleich 

nachteilig betroffener 

Bundesländer, in den 

künftigen Verhandlungen 

eingebracht werden kann.

Gemeinsame Position der 
Steiermark zum nächsten 
Finanzausgleich erforderlich
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Hauptmiete – Untermiete

Dieser Aufsatz beschäftigt sich mit 
der Definition von Hauptmiete 
und Untermiete, der Abgrenzung 

derselben, der Scheinuntermiete, den 
Untermietverboten, dem Untermietzins 
und der Auflösung von Untermietver-
hältnissen (siehe dazu auch die §§ 2, 11, 
26 und 30 MRG).

Die Hauptmiete

Hauptmiete liegt vor, wenn der Miet-
vertrag mit dem Eigentümer oder dem 
dinglich oder obligatorisch berechtigten 
Fruchtnießer der Liegenschaft oder mit 
dem Mieter oder Pächter eines gan-
zen Hauses geschlossen wird. Steht der 
Mietgegenstand im Wohnungseigentum, 
so wird Hauptmiete durch den Miet-
vertrag mit dem Wohnungseigentümer 
begründet. Wenn am Mietgegenstand 
Wohnungseigentum erst begründet wer-
den soll, kommt durch den mit dem 
Wohnungseigentumsbewerber geschlos-
senen Mietvertrag Hauptmiete mit dem 
Eigentümer oder den Eigentümern der 
Liegenschaft zustande, doch geht mit 
der Begründung von Wohnungseigen-
tum am Mietgegenstand die Rechtsstel-
lung des Vermieters auf den Wohnungs-
eigentümer über.
An den wirksam geschlossenen Haupt-
mietvertrag sind ab der Übergabe des 
Mietgegenstandes an den Hauptmieter 
die Rechtsnachfolger des Vermieters 
auch dann gebunden, wenn der Vertrag 
nicht in die öffentlichen Bücher einge-
tragen ist.
Enthält ein Hauptmietvertrag Neben-
abreden ungewöhnlichen Inhalts, so ist 
der Rechtsnachfolger des Vermieters 
an diese Nebenabreden nur gebunden, 
wenn er sie kannte oder kennen müss-
te. Soweit das Mietverhältnis zwischen 
dem Mieter oder Pächter eines ganzen 
Hauses und dessen Vermieter aufgelöst 
wird, tritt der Vermieter in den Haupt-
mietvertrag zwischen dem Mieter oder 
Pächter des ganzen Hauses und dessen 
Mieter ein.

Die Untermiete 

Untermiete liegt vor, wenn der Miet-
vertrag mit einer anderen als den oben 
genannten Personen geschlossen wird.  
Wird das Benützungsrecht des Unterver-

mieters aufgelöst, so hat der Unterver-
mieter den Untermieter hievon unver-
züglich in Kenntnis zu setzen.

Die Scheinuntermiete

Besteht bei Überlegung aller Umstän-
de kein vernünftiger Grund daran zu 
zweifeln, dass ein Hauptmietvertrag nur 
zur Untervermietung durch den Haupt-
mieter und zur Umgehung der einem 
Hauptmieter nach dem MRG zustehen-
den Rechte geschlossen wurde, so kann 
der Mieter, mit dem der Untermietver-
trag geschlossen wurde, begehren, als 
Hauptmieter des Mietgegenstandes mit 
den sich aus diesem Bundesgesetz erge-
benden Rechten und Pflichten anerkannt 
zu werden.
Liegen konkrete Anhaltspunkte für eine 
solche Umgehungshandlung vor – dies 
ist insbesondere dann der Fall,  wenn der 
Hauptmieter mehr als eine Wohnung im 
selben Gebäude zur Gänze untervermie-
tet oder bei Vorliegen eines befristeten 
Hauptmietvertrages die Wohnung zur 
Gänze untervermietet – so obliegt es 
dem Antragsgegner, das Fehlen der Um-
gehungsabsicht zu beweisen.

Abgrenzung zwischen  
Haupt- und Untermiete

Die in § 2 MRG vorgenommene Ab-
grenzung zwischen Haupt- und Unter-
miete ist deshalb von Bedeutung, weil 
viele Regelungen des Mietrechtsgeset-
zes nur für Hauptmietverträge gelten 
(z. B. die Regelungen über die Erhal-
tung und die nützliche Verbesserung, 
über den Umfang des Benützungsrechts 
und die Veränderung des Mietgegen-
standes, über den Aufwandersatz, über 
die Abtretung des Mietrechts oder über 
die Betriebskosten) und es hinsichtlich 
mancher Fragen Sonderregelungen für 
Untermietverhältnisse gibt (§ 26 MRG; 
§ 30 Abs. 2, Z. 12 MRG).
Für die Frage, ob ein Haupt- oder ein 
Untermietvertrag vorliegt, kommt es – 
wie oben dargestellt – darauf an, wer 
den Mietvertrag auf Vermieterseite ge-
schlossen hat.
Wenn der Mietvertrag auf Vermieter-
seite von einer anderen Person als den 
oben Genannten geschlossen wird, liegt 
gemäß § 2 Abs. 2 MRG ein Untermiet-
vertrag vor.

Untermietverbote

(1) Auf ein vertragliches Verbot der Un-
tervermietung kann sich der Vermieter 
nur berufen, wenn ein wichtiger Grund 
gegen die Untervermietung vorliegt. Ein 
wichtiger Grund gegen die Unterver-
mietung liegt insbesondere vor, wenn
1) der Mietgegenstand zur Gänze unter-

vermietet werden soll,
2) der in Aussicht genommene Unter-

mietzins eine im Vergleich zu dem 
vom Untervermieter zu entrichten-
den Mietzins und etwaigen sonstigen 
Leistungen des Untervermieters un-
verhältnismäßig hohe Gegenleistung 
darstellt,

3) die Anzahl der Bewohner einer ge-
mieteten Wohnung die Anzahl der 
Wohnräume übersteigt oder nach der 
Aufnahme des Untermieters überstei-
gen würde, oder

4) wenn mit Grund zu besorgen ist, 
dass der Untermieter den Frieden der 
Hausgemeinschaft stören wird.

(2) Abs. 1 gilt nicht für eine von einer 
gemeinnützigen Bauvereinigung, die auf 
Grund ihrer Satzung oder zufolge ihres 
tatsächlichen Geschäftsbetriebes ihre Tä-
tigkeit auf einen bestimmten Personen-
kreis im Sinn des § 8 Abs. 2 Z. 1 oder 
2 des Wohnungsgemeinnützigengesetzes 
eingeschränkt hat, gemietete Wohnung.

Der Untermietzins

Wird der Mietgegenstand zur Gänze un-
tervermietet, darf der Untermietzins den 
vom Untervermieter zulässigerweise zu 
entrichtenden Hauptmietzins um nicht 
mehr als 50 v. H. übersteigen. Bei nur 
teilweiser Untervermietung des Miet-
gegenstandes darf der Untermietzins 
einem den untervermieteten Teil ent-
sprechenden angemessenen Betrag nicht 
überschreiten. Vereinbarungen über den 
Untermietzins sind dann unwirksam, 
wenn der vereinbarte Untermietzins den 
zulässigen Höchstbetrag überschreitet. 
Die Unwirksamkeit ist binnen 3 Jahren 
gerichtlich geltend zu machen. Bei be-
fristeten Untermietverträgen endet die 
Frist  frühestens 6 Monate nach Auflö-
sung des Mietverhältnisses.
Bei einem befristeten Untermietvertrag 
ist ein Befristungsabschlag von 25 % 
gemäß § 16 Abs. 7 MRG vom Unter-
mietzins in Abzug zu bringen.

Prof. Gerhard Stabentheiner
allg.beeid.u.ger.zert.Sachverständiger
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Beispiel:

Wohnung 120 m², davon vermietet 
50 m² à € 4,00/m², Befristung des Un-
termietverhältnisses auf 3 Jahre

Untermietzins monatlich € 200,00
Befristungsabschlag 25 % € 50,00
Summe € 150,00
BK akonto à € 1,50/m² €   75,00
Summe € 225,00
10 % UST €   22,50
Summe € 247,50

Beim Abschluss eines befristeten 
Untermietverhältnisses ist darauf zu 
achten, dass die Befristungsdauer zu-
mindest 3 Jahre betragen muss. Dies 
gilt auch für eine Verlängerung eines 
Untermietverhältnisses. 
Sollte das befristete Untermietverhält-
nis in ein unbefristetes Untermietver-
hältnis übergehen, so ist der Befris-
tungsabschlag nicht mehr zu verrech-
nen.

Die Kündigung von 
Untermietverhältnissen

Untermietverhältnisse unterliegen 
im Voll- und Teilanwendungsbereich 
des MRG einem schwächeren Kün-
digungsschutz als Hauptmietverträge, 
zumal im § 30 MRG  ein spezieller 
Kündigungstatbestand für Untermiet-
verhältnisse normiert ist:
Über die übrigen  Kündigungsgründe 
des § 30 hinaus kann ein Untermiet-
verhältnis seitens des Untervermieters 
auch dann gekündigt werden, wenn 
durch die Fortsetzung der Untermie-
te wichtige Interessen des Unterver-
mieters verletzt würden, insbesondere 
wenn der Untervermieter den Mietge-
genstand für sich selbst oder für nahe 
Angehörige dringend benötigt, oder 
wenn ihn nach den Umständen die 
Aufrechterhaltung der Wohnungsge-
meinschaft mit dem Untermieter nicht 
zugemutet werden kann (§ 30 Abs. 2 
Z. 12 MRG)
Im Falle des Eigenbedarfs ist weder 
eine Interessenabwägung noch eine 
Ersatzbeschaffung erforderlich.
Der schwächere Kündigungsschutz 
kommt vor allem aber auch dadurch 
zum Ausdruck, dass im Falle der Auf-
lösung des Hauptmietverhältnisses des 
Untervermieters ein gegen den Haupt-
mieter (= Untervermieter) erwirkter 
Räumungstitel auch gegen den Unter-
mieter vollstreckt werden kann (§ 568 
ZPO).

Mit Wirkung 1. Jänner 2012 wurde 
der Altlastensanierungsbeitrag für 

Inertabfall- oder Baurestmassendeponien 
deutlich von 8,00 Euro auf 9,20 Euro je 
angefangene Tonne angehoben.
Unter bestimmten Bedingungen sind Ab-
bruchabfälle jedoch seit 1. 4. 2011 vom 
ALSAG-Beitrag befreit. Mit dieser Maß-
nahme soll ein Anreiz geboten werden, 
dass in Ortskernen Grundstücke mit alten 
Gebäuden neu bebaut werden können und 
nicht neue Grundstücke außerhalb der 
Ortschaften erschlossen werden müssen. 
Diese Befreiung ist zwar im Gesetz als 
unbefristet normiert, jedoch ist eine Eva-
luierung der Auswirkungen vorgesehen, 
wodurch mit der Aufhebung dieses Befrei-
ungstatbestandes ab 1. 4. 2013 zu rechnen 
ist. Gesichert ist diese Befreiung daher bis 
Ende März 2013.

Voraussetzungen für die Befreiung

Seit 1. April 2011 werden jene Abbruchab-
fälle, die nicht verwertbar sind und von 
einem Gebäude stammen, das vor 1955 
errichtet wurde, im Ausmaß von 200 Ton-
nen vom Altlastensanierungsbeitrag be-
freit, wenn sie auf einer Inertdeponie 
abgelagert werden dürfen. Inertstoffe sind 
Stoffe wie Mauerziegel, Steine, Dachzie-
gel (ohne Eternit), Beton etc.
Die Interessenten können demnach von 
einer Ersparnis von bis zu 1.840,00 Euro 
profitieren.
Gemäß § 3 Abs. 3b Altlastensanierungs-
gesetz sind von der Beitragspflicht Abfälle 
aus Abbruchmaßnahmen ausgenommen, 
die auf einer Inertabfalldeponie abgelagert 
werden dürfen, wenn
1. die Gemeinde bestätigt, dass

a) das abzubrechende Gebäude in den 
wesentlichen Teilen vor 1955 errich-
tet wurde,

b) der überwiegende Anteil der Ab-
bruchabfälle einer Verwertung zuge-
führt wurde und

2. die abzulagernde Masse, die von einer 
Liegenschaft stammt, 200 Tonnen nicht 
überschreitet und

3. der Abgabenvorteil nachweislich an 
den Bauherrn weitergegeben wird.

Für die Beitragsfreiheit müssen alle ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt sein.

Gebäude vor 1955
Die Gemeinde muss verifizieren und be-
stätigen, dass das abzubrechende Gebäu-
de in den wesentlichen Teilen vor 1955 
errichtet wurde; dies kann zweckmäßi-
gerweise bereits im Abbruchbescheid er-

folgen. Sollte bereits ein Abbruchbescheid 
ausgestellt worden sein, können diese Kri-
terien selbstverständlich auch später be-
stätigt werden. Weiters ist es zweckmäßig, 
im Abbruchbescheid die geschätzte anfal-
lende Masse des Abbruchs anzugeben, um 
in der Folge die weiteren Kriterien leichter 
beurteilen zu können.
Wenn kein Abbruchbescheid ergeht, muss 
der Bauherr im Rahmen dieser Anzei-
ge entsprechende Unterlagen beibringen, 
dass das abzubrechende Gebäude in den 
wesentlichen Teilen vor 1955 errichtet 
wurde, und muss die nachvollziehbar er-
mittelte Masse angeben.

Bestätigung der Verwertung
Die Gemeinde muss die erfolgte Ver-
wertung des überwiegenden Anteils der 
Abbruchabfälle bestätigen (nach ent-
sprechender Vorlage der diesbezüglichen 
Nachweise durch den Bauherrn). Unter 
„überwiegender Anteil“ ist mehr als 50 % 
der Abbruchabfälle zu verstehen. Da aber 
nicht mehr als 200 Tonnen abgelagert 
werden dürfen, hängt die zu verwertende 
Masse auch von der Gesamtmasse der Ab-
bruchabfälle ab. Beispiel: Bei einer abzu-
brechenden Masse von z. B. 450 Tonnen 
müssen 250 Tonnen verwertet werden und 
es dürfen maximal 200 Tonnen beitrags-
frei abgelagert werden.
Die Frage, ob eine (zulässige) Verwertung 
vorliegt, ist – wie in allen anderen Fällen 
– nach den Vorgaben des AWG 2002 zu 
beurteilen. Auf die diesbezüglichen Aus-
führungen zu § 3 Abs. 1 Z. 1 betreffend 
die Zulässigkeit einer Verfüllung oder 
einer Geländeanpassung wird verwiesen.
Des Weiteren genügt auch der Nachweis 
einer zwischenzeitlichen Lagerung von 
aufbereitetem Material oder die Bestäti-
gung, dass das Material einer Recycling-
anlage zur späteren Verwertung zugeführt 
wurde.

Bestätigung des Bauherrn
Des Weiteren muss der Bauherr bestäti-
gen, dass insgesamt nicht mehr als 200 
Tonnen von den gesamten Abbruchmate-
rialien abgelagert werden.

Weitergabe des Abgabenvorteils
Der Deponieinhaber muss den Abgaben-
vorteil (kein Altlastenbeitrag und somit 
auch keine Mehrwertsteuer dafür) an den 
Bauherrn nachweislich weitergeben. Der 
Nachweis kann durch einen entsprechen-
den Vermerk auf Rechnungen, Liefer-
scheinen oder Wiegezetteln des Kunden 
erbracht werden.

Befreiung vom ALSAG-Beitrag bis 
März 2013 gesichert
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Die Ausgangsbasis

Die Kommission der Europäischen 
Union fordert in ihren Zielsetzungen der 
Gemeinschaftsstrategie 2007–2012 eine 
kontinuierliche, nachhaltige und homo-
gene Verringerung der Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten.
Im gleichen Dokument werden unter 
den Risikosektoren hinsichtlich der am 
stärksten gefährdeten Arbeitnehmerka-
tegorien speziell KMU (kleine und mitt-
lere Unternehmen) und der öffentliche 
Dienst genannt! In den Zielsetzungen 
sind unter anderem die Unfallversiche-
rungsträger aufgefordert, ihre Präven-
tivmaßnahmen auf die Risikosektoren 
zu lenken.
Im Jahr 2000 wurde auch in Österreich, 
aufgrund der EU-Rahmenrichtlinie zur 
präventivmedizinischen Überwachung 
von 1996 die Versorgung für Bedienste-
te im öffentlichen Sektor (Bund, Länder, 
Gemeinden) durch Präventivfachkräfte 
verpflichtend übernommen.
Die oberösterreichischen Gemeinden 
starteten aus diesem Grund zuerst mit 
der Evaluierung ihrer Betriebe, die größ-
tenteils von externen Sicherheitstechni-
kern durchgeführt wurde.
Arbeitsmedizinische Belange wurden 
dabei kaum berücksichtigt, was sich in 
einer 2006 durchgeführten Fragebogen-
erhebung widerspiegelte. In 84 % der 
Gemeinden wurde bis zu diesem Zeit-
punkt kein Arbeitsmediziner beschäf-
tigt.
Sechs Jahre später, im Jahr 2012, befin-
den wir uns in der Steiermark vermut-
lich in einer vergleichbaren Situation 
(zahlenmäßige Erhebungen dazu sind 
mir nicht bekannt). Von den steirischen 
Gemeinden wird ebenfalls größtenteils 
die Verpflichtung zu einer umfassenden 
arbeitsmedizinischen Betreuung der Ge-
meindebediensteten nicht eingehalten. 
Dies ist der Anlass, einen kurzen Über-
blick über das in Oberösterreich erst-
mals durchgeführte Projekt zu geben, 
das zum heutigen Zeitpunkt bereits gra-
vierende Erfolge zeigt: Ca. 50 % der 
oberösterreichischen Gemeinden sind 
nunmehr, den gesetzlichen Anforderun-

gen entsprechend, arbeitsmedizinisch 
betreut und ungefähr 80 % haben die 
regelmäßige Evaluierung ihrer Arbeits-
plätze und Begehungen durch einen 
Sicherheitstechniker etabliert.
Start des Projektes war die Erhebung des 
Ist-Standes über eine Online-Befragung 
im Rechtsinformationssystem „RIS“ der 
Gemeinden. Die Fragen wurden in Zu-
sammenarbeit mit der KFG (Kranken- 
und Unfallfürsorge für oberösterreichi-
sche Gemeinden) Oberösterreich erstellt 
und an alle Gemeinden verschickt.
Ein Jahr später wurde eine zweite On-
line-Befragung zum Zwecke der Evalu-
ierung der arbeitsmedizinischen Betreu-
ung durchgeführt.

Die Beantwortung der Fragen erfolgte 
in erster Linie durch für Personal Ver-
antwortliche, also Amtsleiter, vereinzelt 
auch Bürgermeister.
Informationsveranstaltungen wurden in 
allen oberösterreichischen Bezirken zur 
Vorstellung arbeitsmedizinischer Tätig-
keit sowie zu den gesetzlichen Grundla-
gen durchgeführt.
Im Rahmen dieser Informationsveran-
staltungen wurden „arbeitsmedizinische 
Besuchstage“ in den einzelnen Bezirken 
verlost. Eine Gemeinde pro Bezirk er-
hielt einen Tag arbeitsmedizinische Be-
ratung für ihre Bediensteten kostenlos. 
Durch diese Aktion sollte für zukünftige 
Betreuungen Aufmerksamkeit bei Ge-
meindevertretern geweckt werden.

Die praktische Umsetzung

Nach einem eigens entwickelten Anmel-
deverfahren übernahm eine Bedienstete 
der KFG die Terminkoordination sowie 
die Beantwortung von Anfragen und die 

Vermittlung zwischen Gemeindevertre-
tern und Arbeitsmediziner.
Erstbetreuungen wurden je nach ge-
setzlicher Vorgabe meist an einem hal-
ben oder einem Tag (abhängig von der 
Dienstnehmeranzahl) absolviert. Voral-
lem wurde versucht, Gemeinden mit 
weniger als 50 Dienstnehmern in das 
Projekt einzuschließen, da es für diese 
Gemeinden besonders schwierig war, 
Zugang zu einer adäquaten Betreuung 
zu erhalten. 
Die Ausführung vor Ort durfte ich als 
Arbeitsmedizinerin allein übernehmen, 
sodass es in Folge zu einem Besuch von 
111 Gemeinden in einem Zeitraum von 
ca. 2,5 Jahren kam. Meine Erfahrung, 
die mich zur praktischen Durchführung 
eines derartigen Projektes befähigten, 
stammte vor allem aus der arbeitsmedi-
zinischen Beratung von Klein- und Mit-
telbetrieben im Rahmen meiner jahre-
langen Tätigkeit für AUVAsicher, sowie 
aus der Betreuung von Betrieben mit 
mehr als 50 Beschäftigten seit 1996.

Nach den Vorbereitungsveranstaltungen 
und zahlreichen Anmeldungen konnte 
ich im Herbst 2007 die praktische Um-
setzung starten:
Die Tagesplangestaltung eines Besuchs-
tages wurde häufig bereits telefonisch 
im Rahmen der Anmeldung festgelegt. 
Nach einem Erstgespräch mit einem 
Gemeindevertreter (meist Amtsleiter) zu 
den einzelnen Betrieben der Gemein-
de wurden die Betriebsstätten (Bauhö-
fe, Kläranlagen, Kindergärten, Schulen 
-Reinigungsbereich, sowie die Büroar-
beitsplätze der Verwaltungen) mit dem 
jeweiligen Bereichsverantwortlichen 
besucht und begangen. Häufig erfolgte 
in diesem Zusammenhang eine Bespre-
chung und Beratung der anwesenden 
Bediensteten, die zu arbeitsmedizinisch 
relevanten Themen des Gesundheits-
schutzes am Arbeitsplatz informiert wur-
den, also die Vermeidung von Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie 
die Reduktion beruflicher Belastungen 
von Bewegungsapparatproblemen bis 
zu psychischen Belastungen. Wesent-
liche Themen, wie die Organisation 

Arbeitsmedizin in oberösterreichischen
Bericht über ein Projekt in den Jahren 2006 bis 2009 und die geplante Weiterführung

Dr. Ingrid Kaller, MSc
Ärztin für Allgemein-, Arbeits- und Wirtschaftsmedizin

Dr. Ingrid Kaller, MSc, ist Ärztin 
für Allgemein-, Arbeits- und 
Wirtschaftsmedizin, Notarzt, 
Ernährungs- und Umweltmedizin, 
sowie Phytotherapie  
in Allerheiligen im Mürztal
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Erster Hilfe, die Vermeidung von Al-
leinarbeitsplätzen in Gefahrenbereichen, 
Einsatz und Verwendung persönlicher 
Schutzausrüstung usw. kamen ebenso 
zur Sprache.
Nach den Begehungen und allgemeinen 
Besprechungen gab es für alle Mitarbei-
ter die Möglichkeit zu einem Hör- und 
Sehtest sowie, soweit zeitlich möglich, 
medizinischer Beratung. Auch indivi-
duelle Probleme im Zusammenhang mit 
Arbeitssicherheit konnten vereinzelt 
diskutiert und Verbesserungsvorschläge 
dazu gemacht werden.

Die Arbeitgeber wurden über Verantwor-
tung in Arbeitsschutzfragen und rechtli-
che Grundlagen, soweit ein Arbeitsme-
diziner dazu befähigt ist, informiert. 
Themen, die den Bogen der Beratung 
überspannten, wurden größtenteils an 
Spezialabteilungen der jeweiligen Un-
fallversicherungsträger weitergeleitet. 
Diese Fragen bezogen sich hauptsäch-
lich auf die Themen Unterweisung und 
Verantwortlichkeiten, Anerkennung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
durch die Unfallversicherungen, Belas-
tungen durch chemische Arbeitsstoffe, 
Stäube, elektromagnetische Strahlung 
usw. und daraus resultierender notwen-
diger Messungen.
Abschließend wurde noch vor Ort ein 
Begehungsbericht erstellt, mit dem Per-
sonalverantwortlichen diskutiert und un-
terschrieben übergeben. Insofern gab es 
im Anschluss an die Beratungen kaum 
Fragen, nur vereinzelt wurde bei Un-
klarheiten das Büro der KFG im Nach-
hinein kontaktiert.

Wiederkehrende Betreuungen wurden 
nach einem Zeitraum von ca. einem Jahr 
organisiert. Das Erstgespräch erfolgte 
hierbei ebenso meist mit dem Amtsleiter. 
Eingangs wurde immer der Erstbericht 
besprochen. Vorgeschlagene Maßnah-
men wurden hinsichtlich ihrer Umsetz-
barkeit in der Praxis beurteilt. Erfreulich 
war vor allem das Bestreben der Verant-
wortlichen, im Erstbericht vorgeschla-
gene Maßnahmen bestmöglich umzuset-
zen, Unterweisungen durchzuführen und 

insgesamt das Bewusstsein der Beschäf-
tigten für gesundes Arbeiten und auch 
gesunden Lebensstil zu stärken. Dass 
eine verstärkte Bewusstseinsbildung für 
Beschäftigte auch häufig gelungen ist, 
zeigte sich bei den wiederholten Besu-
chen: So wurden in einigen Gemeinden 
eigene Gesundheitsförderungsprojekte 
für die Mitarbeiter gestaltet oder die 
Mitarbeiter verstärkt in Aktionen der 
„Gesunden Gemeinde“ miteinbezogen, 
die zuvor eigentlich den Einwohnern der 
Gemeinde vorbehalten waren.
Eine Evaluierung des Projektes wurde 
nach einem und nach zwei Jahren, wie-
derum in Form einer online-Befragung, 
durchgeführt. Die Ergebnisse konnte 
ich in meiner Master-Thesis unter dem 
Titel „Arbeitsmedizin in  oberösterrei-
chischen Gemeinden aus wirtschaftsme-
dizinischer Sicht“ zusammenfassen. Die 
wichtigsten Resultate aus arbeitsmedizi-
nischer Sicht sind vor allem in der Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen der 
Gemeindebediensteten in den betreuten 
Gemeinden durch verstärktes Augen-
merk auf deren Gesundheitsschutz und 
Sicherheit zu finden. Dadurch kann auch 
mehr Motivation und somit bessere Ar-
beitsleistung erzielt werden.

Hinterfragt wurden in der Projektevalu-
ierung auch die Investitionsmaßnahmen 
und Folgekosten. Die arbeitsmedizini-
sche Betreuung war im Rahmen des 
Projektes aufgrund von Förderungen 
durch die Unfallversicherungsträger 
(KFG und AUVA) im Vergleich zum 
aktuellen Marktpreis etwas günstiger. 
Die Folgekosten im ersten Jahr nach der 
Betreuung, aufgrund der vorgeschlage-
nen Maßnahmen, beliefen sich auf einen 
Bereich zwischen 500 und 5.000 EURO 
pro Gemeinde. Investitionen betrafen 
vor allem die zusätzliche Ausstattung 
mit persönlicher Schutzausrüstung und 
die Förderung des Gesundheitsschutzes 
durch notwendige Schutzimpfungen.
Anfängliche wirtschaftliche Bedenken 
gegen die ständige Bestellung eines Ar-
beitsmediziners konnten durch verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen den Gemein-
den ausgeräumt werden. Mittlerweile 

(2011) sind in Oberösterreich rund 50 % 
der Gemeinden arbeitsmedizinisch be-
treut. In vier Bezirken wurde bereits eine 
gemeinsame Betreuung durch eine Ar-
beitsmedizinerIn bezirksweit beauftragt.
Abschließend kann zu ökonomischen 
Bedenken bemerkt werden, dass erwie-
senermaßen ein Arbeitsunfall, eine Be-
rufskrankheit oder auch Krankenstände 
aufgrund beruflicher Belastungen bei 
weitem mehr Kosten verursachen als die 
Etablierung einer ständigen arbeitsmedi-
zinischen Beratung mit den Einsatzstun-
den laut gesetzlicher Vorgabe.

Fortsetzung des Projektes

Eine detailgetreue Fortsetzung des Pro-
jektes in Form regelmäßiger Beratungen 
ist nicht mehr notwendig, da die meisten 
Gemeinden bereits selbst eine gesetzes-
konforme Betreuung (s. o.) organisiert 
haben – kleine Gemeinden vorwiegend 
durch Zusammenarbeit.
Entsprechend einer neuerlichen Befra-
gung 2011 nach den Bedürfnissen der 
Gemeinden wird von den Unfallversi-
cherungsträgern (KFG und AUVA) ein 
Sicherheitstag, voraussichtlich im Mai 
2012, organisiert. Ziel dieses Tages ist 
eine Expertenberatung durch Präventiv-
fachkräfte zur besseren Unterweisung 
der Beschäftigten mit Schwerpunkt 
Bauhöfe, da diese Tätigkeit weiterhin 
die gefährlichste und unfallträchtigste 
Arbeit in den Gemeinden darstellt.

Überlegungen zur Umsetzung des 
Projektes in allen Bundesländern

Da in Österreich in allen Bundesländern 
die EU-Richtlinie zur arbeitsmedizini-
schen Versorgung in den jeweiligen Be-
dienstetenschutzgesetzen übernommen 
wurde, ist es dringend notwendig, diese 
umzusetzen. Beispiele der Umsetzung 
gibt es gesamtösterreichisch nur in ein-
zelnen größeren Kommunen; kleinere 
Gemeinden mit weniger als fünfzig Mit-
arbeiter verfügen kaum über eine ad-
äquate Betreuung.

Gemeinden
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VfGH-Erkenntnis B 533/11  
vom 5. 12. 2011

Eine auf Basis der seit 1. 10. 2010 
(mit LGBl. Nr. 84/2010) erhöhten Lan-
des-Lustbarkeitsabgabefestsetzung der 
Stadtgemeinde Gleisdorf von der Fach-
abteilung 4A des Amtes der Steiermärki-
schen Landesregierung bestätigende Be-
rufungsentscheidung wurde mit VfGH-
Beschwerde angefochten. Der VfGH hat 
die Beschwerde erfreulicherweise bereits 
abgewiesen.

Beschwerdevorbringen

Weil mit Wirkung vom 1. 10. 2010 pro 
Geldspielapparat und Monat die Lust-
barkeitsabgabe auf € 370,00 und die 
Landes-Lustbarkeitsabgabe auf € 630,00 
(zusammen also auf € 1.000,00) erhöht 
wurden, handle es sich in Kenntnis der 
„politischen Vorgeschichte“ um eine Er-
drosselungssteuer mit konfiskatorischem 
Charakter mit der Absicht, die Ausübung 
eines Erwerbszweiges unmöglich zu ma-
chen und über den Umweg einer Steu-
ererhöhung in der Steiermark erlaubte 
Apparate zu verbieten. Die Erhöhung 
sei verfassungswidrig, verstoße als Pau-
schalabgabe gegen Art. 2 StGG bzw. 
Art. 7 B-VG, stelle eine Verletzung in 
den verfassungsgesetzlich gewährleiste-
ten Rechten auf Gleichheit aller Staats-
bürger vor dem Gesetz, auf Unversehrt-
heit des Eigentums und auf Freiheit der 
Erwerbsausübung dar und verletze den 
Beschwerdeführer wegen Anwendung 
eines verfassungswidrigen Gesetzes in 
seinen Rechten.
Argumentiert wird das Vorbringen damit, 
dass die Geldspielapparate seit der Er-
höhung der Abgabe(n) nicht mehr wirt-
schaftlich rentabel aufgestellt werden 
könnten, weswegen die Steuererhöhungen 
den Großteil der steirischen Aufsteller im 
Hinblick auf die nach den Glücksspielge-
setznovellen für die Übergangsfristen bis 
Ende 2014 (richtig: Ende 2015) getätig-
ten Investitionen in den wirtschaftlichen 
Ruin treiben würden. Der Beschwerde-
führer legte eine Wirtschaftlichkeitsrech-
nung vor, welche einen Verlust ausweist. 
Die eigens hergestellten „Steiermark-Ge-
räte“ seien zudem anderswo unverkäuf-

lich (weil in Wien unwirtschaftlich oder 
in Kärnten gesetzwidrig). Die Anschaf-
fung neuer Geräte mit niedrigeren Aus-
zahlungsquoten komme im Hinblick auf 
die begrenzte Übergangsfrist von Vorn-
herein nicht in Betracht, außerdem wären 
dabei die Spieler die „Leidtragenden“. 
Bei der Anzahl aufgestellter Geräte wird 
seit der Abgabenerhöhung ein 25%iger 
Rückgang behauptet.

Erwägungen und Begründung  
des VfGH

Gleich einleitend bemerkt der VfGH • 
ausdrücklich ein Déjà-vu-Erlebnis: 
„Die Beschwerde macht nahezu wört-
lich jene Bedenken geltend, mit denen 
sich der Verfassungsgerichtshof aus 
Anlass der zu B 385/82 protokollier-
ten, gegen Bestimmungen des Wiener 
Vergnügungssteuergesetzes gerichte-
ten Beschwerde im Erkenntnis VfSlg. 
9750/1983 auseinandergesetzt hat“ 
– und damals hat der VfGH diese 
nahezu wortgleiche Beschwerde ab-
gewiesen. Es ist daher auch nicht 
weiter verwunderlich, dass der VfGH 
auch nun ausdrücklich keinen Anlass 
zu einer Änderung dieser Rechtspre-
chung sieht:
Die damals vom Wiener Vergnügungs-• 
steuergesetz geforderte Geldleistung 
(monatlich ATS 10.000,00) sei unzwei-
felhaft als Abgabe zu qualifizieren und 
würde nicht als „Erdrosselungssteuer“ 
wirken (somit die Steuerquelle nicht 
überhaupt praktisch zur Gänze zum 
Versiegen bringen).
Der Gesetzgeber darf verfassungs-• 
rechtlich unbeanstandet die seinem 
Zugriff offenstehenden Steuerquellen 
bestmöglich erschließen und dabei 
auch andere als fiskalische Zwecke 
mitverfolgen – etwa zu verhindern, 
dass mehr Geldspielapparate aufge-
stellt werden oder eine Eindämmung 
der Automatenaufstellung oder des 
Spielens mit Hilfe einer Erhöhung der 
Abgabenbelastung.
Wenn sich dadurch notgedrungen die • 
Gewinnquoten verschlechtern, wer-
den damit potentielle Spieler wegen 
mangelnder Attraktivität vom Spielen 
abgehalten – und liege auch “dies 

genau in der – verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstandenden – Absicht des 
Gesetzgebers“.
Durch eine hohe Besteuerung wird • 
die Rentabilität solcher Automaten 
herabgesetzt, was unzweifelhaft Un-
ternehmen in wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten bringen kann, welcher Effekt 
aber bei jeder Besteuerung eintreten 
kann. Wer seinem Erwerb ausschließ-
lich oder vorwiegend mit jenen Ge-
räten nachgeht, die ein Gesetz höher 
besteuert oder gar verbietet, wird da-
durch besonders hart getroffen – und 
sicher könnten einige Standorte nicht 
mehr wirtschaftlich rentabel betrieben 
werden, was ebenso kein unzulässiger 
Eingriff in verfassungsrechtlich ver-
bürgte Rechtspositionen sei.
Dass durch die Erhöhung der Abga-• 
ben die Ausübung eines ganzen Er-
werbszweiges als solcher zum Erlie-
gen kommt oder unmöglich gemacht 
werde, sei nicht erkennbar. Schließlich 
sei es nun in der Steiermark nach 
den von der Steiermärkischen Landes-
regierung vorgelegten (und nicht zu 
bezweifelnden) Zahlen bei den betrof-
fenen Apparaten im Zeitraum März 
2010 bis Februar 2011 lediglich zu 
einem unerheblichen Rückgang ge-
kommen.
Die Ausgestaltung der Abgabe als nicht • 
umsatzabhängige Pauschalabgabe hält 
der VfGH weiterhin für gleichheits-
rechtlich unbedenklich, da der Gesetz-
geber bei der Besteuerung des Haltens 
von Spielautomaten methodisch nicht 
unbedingt an die Ertragsfähigkeit, den 
Ertrag oder an den Umsatz anknüpfen 
muss, sondern der Gesetzgeber kann 
einfach die veranstaltete Vergnügung, 
somit „auch jede Spielgelegenheit mit 
dem gleichen Betrag belegen“.
Im Jahr 2007 hatte sich der VfGH • 
mit einer (neben eine Belastung mit 
Bundesabgaben tretende) Erhöhung 
der Wiener Vergnügungssteuer auf 
€ 1.400,00 pro Monat – somit um 
fast 100 % – zu befassen, befand 
diese aber angesichts der Geldent-
wertungsrate über die vergangenen 
Jahre als nicht unverhältnismäßig und 
damit nicht als exzessive Regelung, 
welche das Wesen der Grundrechte 

Landes-Lustbarkeitsabgabe wurde als 
verfassungskonform bestätigt

STEUERN & FINANZEN

Robert Koch, 
Gemeindebund Steiermark
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auf Unversehrtheit des Eigentums und 
Freiheit der Erwerbsausübung beein-
trächtigen würde.
Weiters dürften nun die Automatenauf-• 
steller in der Steiermark für die Dauer 
der „Übergangsfrist“ bis 31. 12. 2015 
zwar auf Grundlage landesgesetzlicher 
Bewilligungen weiterhin Geldspielau-
tomaten betreiben, dies sei „aber nicht 
so zu verstehen, dass die Länder (oder 
Gemeinden) die Abgabenbelastung für 
diese Automaten in diesem Zeitraum 
unverändert zu lassen hätten, sie ins-
besondere nicht erhöhen dürften. Im 
Hinblick auf das oben Ausgeführte ist 
auch nicht davon auszugehen, dass die 
in Rede stehende Abgabenerhöhung 
einem (vorgezogenen) Verbot, die Au-
tomaten zu betreiben, gleichzuhalten 
wäre.“

Zwischenergebnis und Ausblick

Der VfGH gelangt zum Schluss, die • 
angewendeten Rechtsgrundlagen seien 
verfassungsgesetzlich unbedenklich, 
es werde keine rechtswidrige gene-
relle Norm angewendet und die vom 
Beschwerdeführer geltend gemachte 

Verletzung verfassungsgesetzlich ge-
währleisteter Rechte habe nicht statt-
gefunden, weswegen die Beschwerde 
abzuweisen war.
Die Beschwerde war nun antragsge-• 
mäß dem Verwaltungsgerichtshof ab-
zutreten: Auch vor dem VwGH ist 
eher mit einer Abweisung der Be-
schwerde zu rechnen, weil hinsichtlich 
des Abgabenverfahrens – beginnend 
mit dem Bescheid der Gemeinde – 
keine konkreten Rechtsverletzungen 
substantiiert vorgebracht wurden.
Die auf der Homepage des Gemeinde-• 
bundes Steiermark jeweils in aktuel-
ler Fassung veröffentlichten Landes-
Lustbarkeitsabgabebescheide können 
daher – soweit weiterhin erforderlich 
– unverändert belassen werden.
Der VfGH hat kein Wort darüber verlo-• 
ren und auch nicht nur die Andeutung 
eines Hinweises fallen lassen, dass die 
hier formell nicht geprüfte Erhöhung 
der monatlichen Lustbarkeitsabgabe 
um € 70,00 seine Beurteilung ändern 
könnte. Es ist daher wohl auch hin-
sichtlich der Lustbarkeitsabgabe mit 
einer ähnlichen Beurteilung des VfGH 
zu rechnen.

Angesichts der insgesamt mittler-• 
weile sehr hohen Beträge, um die 
es bei den Lustbarkeitsabgabe- und 
Landes-Lustbarkeitsabgabeverfahren 
inzwischen geht, muss wiederholt der 
dringende Rat ausgesprochen wer-
den, insbesondere die Erhebung der 
Lustbarkeitsabgabe (Festsetzung der 
Abgabe und weiteres Verfahren bis 
zur zwangsweisen Einbringung der 
Abgaben, bei Rechtsmittelverfahren 
unter Beachtung des § 212a BAO) 
möglichst strikt und zeitnah zu voll-
ziehen, da in der Steiermark bereits 
erste Automatenaufsteller insolvent 
geworden sind. 
Hinsichtlich der Landes-Lustbarkeits-• 
abgabe ist dies – allerdings in Ab-
sprache mit der Berufungsbehörde – 
grundsätzlich sinngemäß ebenso zu 
handhaben. Wo allerdings die Aus-
setzung der Einhebung beantragt und 
im Falle deren Abweisung wiederum 
einer (auf die zwangsweise Einbrin-
gung hemmend wirkende) Berufung 
eingebracht wurde, muss vor der Ex-
ekution noch die Entscheidung der 
Berufungsbehörde abgewartet bzw. in 
Erfahrung gebracht werden.

Rechtslage seit 1. 1. 2011

Seit 1. 1. 2010 ist die Bundesabgaben-
ordnung (BAO), derzeit in der Fassung 
BGBl. I Nr. 112/2011, auch für Landes- 
und Gemeindeabgaben maßgebliches 
Verfahrensrecht. Berufsmäßige Partei-
envertreter sind es aus der Jahrzehnte 
langen (bis Ende des Jahres 2009 nur 
auf den Bereich der Bundesabgaben 
beschränkten) Anwendung der BAO ge-
wohnt, in allen Rechtsmittelverfahren 
auch eine mündliche Berufungsverhand-
lung beantragen zu können, um für 
die Abgabepflichtigen wichtigen Stand-
punkten besser zum Durchbruch verhel-
fen zu können oder – je nach Situation 
und Entwicklung eines Verfahrens – 
vorschlagsweise auch Kompromissvari-
anten als mögliche verfahrensökonomi-
sche Lösungen vorzubringen. Nach den 

Buchstaben des Gesetzes ist der Antrag, 
dass eine mündliche Berufungsverhand-
lung anberaumt werden möge, nicht von 
Vornherein vollkommen undenkbar, lau-
tet doch § 284 Abs. 1 BAO wie folgt:

„Über die Berufung hat eine mündli-
che Verhandlung stattzufinden,
1.  wenn es in der Berufung (§ 250), 
im Vorlageantrag (§ 276 Abs. 2) oder 
in der Beitrittserklärung (§ 258 Abs. 
1) beantragt wird oder
2.  wenn es der Referent (§ 270 Abs. 
3) für erforderlich hält.“

Im Folgenden sind aber die weiteren 
Regelungen für diese „mündliche Ver-
handlung“ auf den Berufungssenat, sei-
nen Vorsitzenden und seine Mitglieder 
abgestimmt: Bereits dies sollte – was die 
direkte Übertragbarkeit oder Anwend-
barkeit in von der Zusammensetzung 

der Instanzen her anders gestalteten Ge-
meindeabgabenbehörden anlangt – den 
Verfahrensrechtsanwender zumindest 
vorsichtig machen...

Anlassfall, Sachverhalt 

In einem Abgabenverfahren nach dem 
Tiroler Vergnügungssteuergesetz war 
diese Verfahrensrechtsfrage bereits auf 
Grundlage der BAO zu klären. Die 
Partei hat auf einer mündlichen Beru-
fungsverhandlung bestanden und die 
Abgabenbehörde hat dem Antrag nicht 
entsprochen, weswegen vor dem Ver-
waltungsgerichtshof die Rüge der Ver-
letzung von Verfahrensvorschriften er-
hoben wurde.
Die Abgabepflichtige hatte eine im Vor-

BAO: Kein Recht auf mündliche Verhandlung 
im Berufungsverfahren  
bei Landes- und Gemeindeabgaben

Fortsetzung Seite 10

Robert Koch, 
Gemeindebund Steiermark
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feld vor allem im Internet auf einschlä-
gigen Homepages eine als „Highlight 
des erfolgreichen Eventformats S“, 
als einzigartige „Live-Show“ und als 
„bedeutendstes Partyereignis“, zusam-
menfassend als „Event“ bzw. „Party“ 
beworbene Veranstaltung durchgeführt. 
Auf dieser Veranstaltung waren in einer 
Eishalle zwei über mehr als die Hälfte 
der Westseite verlaufende Bars mit Al-
koholausschank und auf der Nordseite 
über zwei Bauetagen VIP-Areale ein-
gerichtet. Auf der gesamten Veranstal-
tungsfläche im Bereich der Bühne waren 
keine Sitzgelegenheiten, sondern nur 
Rundtische zum Abstellen von Geträn-
ken aufgestellt. Als Vorprogramm un-
terhielt ein DJ die insgesamt 4.000 Be-
sucher der Veranstaltung, während bei 
der Veranstaltung als Hauptprogramm 
„in einem in einer Diskothek üblichen 
Ausmaß“ getanzt wurde. In der Mitte 
der Halle war ein Turm platziert, auf 
welchem eine Tanzanimateurin tanzte, 
welche das Publikum neben Lichtshow, 
Visuals und sonstigen „Specialeffects“ 
zum Tanzen anregen sollte. Diese Tat-
sachen wurden – so bestätigt es auch 
später der VwGH – von der Abgabenbe-
hörde im Zuge eines Ortsaugenscheins 
während der Veranstaltung glaubwürdig 
und umfassend dokumentiert. 
Die Gemeinde hat die Veranstaltung als 
Clubbing angesehen, was nach dem Ti-
roler Vergnügungssteuergesetz mit dem 
gesetzlichen Normalhöchststeuersatz 
von 25 % des Eintrittsgeldes zu besteu-
ern war.
Im Zuge einer mündlichen Verhandlung 
wollte jedoch die Partei ihrer Ansicht 
zum Durchbruch verhelfen, die beschrie-
bene Veranstaltung hätte „überwiegend 

kulturellen und volksbildenden“ Cha-
rakter gehabt und sei daher nach einer 
Ausnahmebestimmung nur mit einem 
Steuersatz von 4 % des Eintrittsgeldes 
zu besteuern. Gesetzliche Voraussetzung 
für eine derartige (steuerlich günstigere) 
Beurteilung einer Veranstaltung wäre al-
lerdings auch gewesen, dass diese „ohne 
Verbindung mit einer Tanzbelustigung“ 
stattgefunden hätte.

Verfahrensrechtliche Sichtweise 
der Behörde

Die Gemeindeabgabenbehörde zweiter 
Instanz ist davon ausgegangen, dass 
schon rein aus verfahrensrechtlichen 
Gründen kein gesonderter Anspruch auf 
Durchführung der ausdrücklich bean-
tragten mündlichen Verhandlung beste-
he und der Antrag auf Durchführung 
einer mündlichen Berufungsverhand-
lung daher nur als Beweisantrag gemäß 
§ 183 BAO zu behandeln sei. Die Be-
rufungsbehörde hielt aber den Sachver-
halt für eindeutig und entscheidungsreif 
und entschied ohne Durchführung einer 
mündlichen Berufungsverhandlung in 
einem (in diesem Fall nur vor dem 
Höchstgericht anfechtbaren) Berufungs-
entscheidungsbescheid. 

Höchstgerichtliche Beschwerde

Die Partei erhob gegen diesen letzt-
instanzlichen Bescheid Beschwerde an 
den Verfassungsgerichtshof, welcher die 
Behandlung der Beschwerde ablehnte 
und diese zur weiteren Behandlung dem 
Verwaltungsgerichtshof abtrat.
Nach über Aufforderung ergänzter 
Beschwerde vor dem Verwaltungsge-
richtshof machte die beschwerdefüh-
rende Partei unter anderem die hier 
interessierende Rechtswidrigkeit infolge 
Verletzung von Verfahrensvorschriften – 
und zwar die unterlassene, ausdrücklich 
beantragte mündliche Verhandlung im 
Berufungsverfahren – geltend.

Beurteilung des 
Verwaltungsgerichtshofs

Der VwGH hält den Sachverhalt in 
seinem hier beschriebenen Erkenntnis 
2010/17/0078 vom 10. 8. 2010 insge-
samt für ausreichend festgestellt und 
zutreffend rechtlich gewürdigt.
Aus dem Umstand, dass ähnliche Ver-
anstaltungen von den Abgabenbehör-
den üblicherweise angeblich anders 
qualifiziert würden, vermag die be-

schwerdeführende Partei nach Ansicht 
des Höchstgerichts keinerlei Rechtspo-
sitionen abzuleiten, da eine allfällige 
gegenüber anderen Betroffenen rechts-
widrig erfolgende Gesetzesanwendung 
niemandem ein Recht auf diesbezüg-
liche “Gleichbehandlung im Unrecht“ 
gibt; der VwGH verweist in diesem 
Zusammenhang auf sein Erkenntnis 
2006/17/0077 vom 17. 6. 2009.
Zur gerügten Unterlassung der Durchfüh-
rung der von der beschwerdeführenden 
Partei beantragten mündlichen Verhand-
lung führt das Höchstgericht aus, dass 
§ 284 BAO auf das Verfahren betreffend 
die Vergnügungssteuer vor der Gemein-
deabgabenbehörde nicht anwendbar ist: 
Denn auch nach der Novelle der BAO 
durch BGBl. I Nr. 20/2009 enthält diese 
keine verfahrensrechtlichen Regelungen 
über die Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer mündlichen Verhandlung in 
Verfahren betreffend Landes- und Ge-
meindeabgaben. Es sollten nämlich die 
sich auf den unabhängigen Finanzse-
nat (UFS) beziehenden Vorschriften der 
BAO – darunter ausdrücklich § 284 
BAO – schon nach den Erläuterungen 
zur Regierungsvorlage weiterhin nur 
für das Verfahren vor dem UFS gelten 
und scheide daher die Anwendung des 
§ 284 BAO im Verfahren betreffend die 
Festsetzung der Vergnügungssteuer im 
Endeffekt aus. 
Zwar erscheine eine zumindest teilweise 
Anwendung des § 284 BAO im Verfah-
ren betreffend Landes- und Gemeinde-
abgaben nicht von Vornherein ausge-
schlossen, doch sei eine Heranziehung 
des § 284 BAO entgegen dem erklärten 
Willen des Gesetzgebers (zumindest im 
Wege der Analogie) auch nur dann ge-
boten, wenn sich bei Fehlen der ent-
sprechenden Regelung eine echte Lücke 
ergäbe: Dies ist jedoch nicht der Fall, 
weswegen keine Notwendigkeit besteht, 
die BAO in diesem Punkt entgegen dem 
aus den Materialien ersichtlichen Willen 
des Gesetzgebers zu interpretieren. 

Der VwGH kommt daher zum Schluss, 
dass die Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung (unter sonstiger Beachtung 
der amtswegigen Ermittlungspflicht und 
der Wahrung des Parteiengehörs) nicht 
zwingend geboten war und sich die 
Beschwerdeführerin daher auch nicht 
darauf verlassen konnte, in einer münd-
lichen Verhandlung ihren Standpunkt 
darlegen und den Sachverhaltsannah-
men der Abgabenbehörde entgegen tre-
ten zu können. 

STEUERN & FINANZEN

Fortsetzung von Seite 9

Die Gefahr 

bei der Suche 

nach der Wahrheit 

liegt darin, 

dass man sie 

manchmal findet.

William Faulkner
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Zum Thema „Drogenerkrankte Kin-
der und Jugendliche“ steht den 
Interessierten heute eine reichhal-

tige Palette von Informationsmöglich-
keiten zur Aufklärung zur Verfügung. 
Zum Beispiel: Internetplattformen, sozi-
ale Netzwerke, Suchtgiftberatungsstel-
len weltweit, private initiativ gewordene 
Institutionen, Literatur und vieles mehr.
Im Vortrag „Es gibt kein richtiges Leben 
im Drogenleben“ im Rahmen einer ös-
terreichweit stattfindenden Vortragsserie 
– auf Wunsch zahlreicher Schulleiter 
aus dem VS-, HS- und AHS-Bereich 
sowie Fachhochschulen – beleuchtet 
Irmgard Baum die möglichen Ursachen 
für den ständig steigenden Drogenkon-
sum, vorwiegend auch bei Kindern und 
Jugendlichen. 

Irmgard Baum ist seit mehr als 35 Jah-
ren in der sozialpädagogischen Kinder-, 
Jugend- und Erwachsenenbildung tätig. 
Als Reformpädagogin, Autorin und Ma-
lerin ist sie weit über Österreichs Gren-
zen hinaus bekannt. Sie wurde für ihre 
reformpädagogischen Arbeiten unter an-
derem mit dem Goldenen Ehrenzeichen 
des Landes Steiermark und von der 
Kleinen Zeitung als „Heldin des All-
tags“ ausgezeichnet.
Irmgard Baum fordert ein besseres 
Verständnis, Empathie für die grund-
legendsten menschlichen Eigenschaf-
ten. Zum Beispiel: Angemessenheit von 
Gefühlen praktizieren, Übertreibungen 
verhindern,  Gedanken und Gefühle 
bewusst wahrnehmen, gewaltfreie Kom-
munikation, einfühlsame Gesprächsfüh-
rung – dazu braucht es, wie Baum sagt, 
speziell in der Familie, der wichtigs-
ten Stütze für Kinder und Jugendliche, 
Achtsamkeit, emotionale Kompetenz, 
Authentizität, Gewissenhaftigkeit, So-
zialkompetenz, Teamfähigkeit, Verant-
wortungsbereitschaft.
Baum berichtet über nichtstoffgebun-
dene Süchte, wie die Droge Mobilfunk 
– eine der größten Stressfaktoren der 
heutigen Zeit – über Arbeitssucht, Kauf-
sucht, Sexsucht mit ihren vielen Gesich-
tern, Spielsucht und vieles mehr.
Kurz und präzise informiert sie Interes-
sierte über stoffgebundene Süchte, die 
totale Eingriffe in das Gehirn darstellen;  
auch darüber, dass das Süchtigwerden 
ein Entwicklungsprozess ist, der mehr 
oder weniger langsam vor sich geht. Sie 

zählt auch legale Drogen wie Alkohol 
und Nikotin, sowie Medikamente, die 
harmlos erscheinen, zu abhängigma-
chenden „legalen“ Suchtmitteln.
Familien- und Umfelddiskrepanzen, 
Streit und Aggressionen lassen Kin-
der suchen – nach dem, was wirklich 
ehrlich, wahr und richtig ist. Bei die-
ser Suche finden sie leicht Ersatzebe-
nen und landen in der Sucht: Nasch-, 
Computerspielkonsum, Internetsurfen, 
aber auch Cyber-Mobbing im virtuellen 
Raum oder auch Mobbing im herkömm-
lichen Sinn in Familien, Schulen usw. 
sind gern belebte Ersatzebenen.
Kinder, die wenig Einfühlungsvermögen 
erlebt haben, besitzen wenig Selbstbe-
wusstsein, tun sich schwer, Beziehungen 
aufzubauen, schlittern dadurch leicht in 
Freundeskreise, durch die sie letztlich 
im Suchtmittelmissbrauch landen.

Das Buch „Es gibt kein richtiges Leben 
im Drogenleben“ bietet fachliche Kom-
petenz, erklärt die einzelnen Suchtmit-
tel von Cannabis, Marihuana, Heroin, 
Spice, Icy, Ecstasy bis hin zu Mephed-
ron und endet mit dem Hinweis, dass die 
drogenerzeugende Industrie mittlerweile 
so durchorganisiert ist, dass sie wö-
chentlich neue Designerdrogen auf den 
Markt bringt. Bis die Forschungsergeb-
nisse über die schädigende Wirkung des 
jeweiligen Designer-Drogenmittels auf 
die Verbotsliste kommen, werden immer 
wieder neue Suchtgifte produziert, die 
das Leben von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen zerstören.
Die einzige Form der Prävention liegt in 
der Selbstwertstärkung, in der gesamten 
Sozialpädagogik und fordert in erster 
Linie die Familien auf, den Kindern 
Rückgrat, Stärke  und Zuversicht zu 
geben; anerkennen und loben statt kriti-
sieren, denn: Jedes Kind, jeder Jugend-
liche, hat das Recht auf eine lebenswerte 
Zukunft.

Nähere Informationen zur österreich-
weiten Vortragsreihe „Es gibt kein 
richtiges Leben im Drogenleben“ finden 
Sie bei: 
PR-Management 
Dipl. Päd. Franziska Kaltenegger, 
E-Mail: f.kaltenegger@gmx.net
Mobil: 0664 76 41 856
www.mckunterbunt.at oder 
www.tanztraeume.at

PR

„Es gibt kein richtiges Leben 
im Drogenleben“
Österreichweite Vortragsreihe mit Reformpädagogin und Autorin Irmgard Baum

Sozialversicherung kompakt 
2012
1. Auflage 2012
152 Seiten, kart., € 29,--
ISBN 978-3-7073-2078-7
Linde Verlag

Sowohl für Berater als auch Rechts-
anwender bedeutet die Berücksichti-

gung des komplexen und vielschichtigen 
Sozialversicherungsrechts eine enorme 
Herausforderung. Mit dem ASoK-Spezi-
al wird das Thema „Sozialversicherung“ 
aus der Sicht von zwei Steuerberatern 
praxisnah präsentiert. Die Neuentwick-
lungen zum Jahreswechsel 2011/2012 
sowie zahlreiche weitere relevante The-
men wurden anwenderfreundlich auf-
gearbeitet. Ein besonderes Augenmerk 
liegt dabei auf der Abgrenzung Dienst-
vertrag – freier Dienstvertrag – Werk-
vertrag. Abgerundet wird dieses Kapitel 
durch ein Berufsgruppen-ABC. Neben 
der Analyse des ASVG werden auch 
Neuerungen im GSVG besprochen, wie 
z. B. die rechtlichen Grundlagen im 
Hinblick auf Freiberufler, die bäuerliche 
Sozialversicherung und den Vorstand 
einer AG. Auch die Gruppen der Lehren-
den und Vortragenden bzw. der Künst-
ler und Sportler wurden aufgenommen. 
Ein zusätzlicher Schwerpunkt liegt auf 
beitragsfreien Entgeltbestandteilen. Ab-
schließend werden verschiedene Aspekte 
des Pensionsversicherungsrechts sowie 
der Mehrfachversicherungstatbestände 
dargestellt – auch auf das internationa-
le Sozialversicherungsrecht einschließ-
lich der seit 1. 5. 2010 anzuwendenden 
EG-VO 883/2004 wird eingegangen. 
Die neu eingebauten Musterformulie-
rungen und Beispiele aus der Praxis 
geben anhand ganz konkreter kundenbe-
zogener Situationen übersichtliche Lö-
sungsvorschläge. 

Die Autoren:
Dr. Martin Freudhofmeier, Steuerbe-
rater, Partner bei Deloitte
Mag. Dr. Wolfgang Höfle, Steuerbe-
rater, Geschäftsführer und Leiter des 
Kompetenz-Zentrums Arbeits-, Sozial-
versicherungs- und Lohnsteuerrecht bei 
der TPA Horwath Wirtschaftstreuhand 
und Steuerberatung GmbH
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Europäischer Datenschutzrahmen

Am 25. Jänner 2012 wurden von der Eu-
ropäischen Kommission zwei Legislativ-
vorschläge für einen europäischen Daten-
schutzrahmen vorgelegt. In der Mitteilung 
der Europäischen Kommission wird die 
Reform des Europäischen Datenschutz-
rechts zusammengefasst. Das Paket selbst 
besteht aus der Datenschutz- Grundver-
ordnung sowie der Richtlinie zum Schutz 
personenbezogener Daten im Polizei- und 
Justizbereich. 
Die 27 Mitgliedstaaten der EU haben 
die Vorschriften von 1995 unterschiedlich 
umgesetzt. Laut der Europäischen Kom-
mission sollen die einheitlichen Rege-
lungen der bestehenden Fragmentierung 
und dem hohen Verwaltungsaufwand ein 
Ende bereiten. Zudem soll das Vertrauen 
der Verbraucher in Onlinedienste gestärkt 
werden, um so dringend benötigte Impul-
se für mehr Wachstum, Arbeitsplätze und 
Innovationen in Europa zu geben.
Die Datenschutz-Grundverordnung legt 
verschiedene Vorschriften fest, die die 
Verbesserung des Schutzes personenbezo-
gener Daten vorsehen. Darunter fällt zum 
Beispiel das Recht auf Datenlöschung. 
Wenn die betroffene Person dies aus-
drücklich verlangt und kein rechtmäßiger 
Grund vorliegt, die Daten aufzubewah-
ren, müssen diese in der Folge gelöscht 
werden. Dies betrifft zum Beispiel die 
Daten, die auf sozialen Netzwerken online 
gestellt, von Nutzern gelöscht werden und 
derzeit noch immer im Netz gespeichert 
bleiben. Des Weiteren sollen Einwilligun-
gen in die Speicherung oder Weitergabe 
nur ausdrücklich und nicht mehr durch 
bloßes Stillschweigen erfolgen dürfen. 
Leichterer Zugang zu den eigenen Daten 
sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit 
(d. h. Daten bei einem Wechsel zu anderen 
Anbietern von Dienstleistungen mitneh-
men zu können) sollen ebenso gewähr-
leistet werden. Durchgesetzt werden soll 
die Verordnung durch eine oder mehrere 
zu benennende Behörden über die Wah-
rung der Datenschutzgrundsätze. Die ein-
zelnen Befugnisse der Behörden werden 
weiter gestärkt. Die Datenschutzbehörde 
soll von schweren Datenschutzverstößen 
in Kenntnis gesetzt werden, um entspre-
chende Pönalen verhängen zu können. Die 
verwaltungsrechtlichen Sanktionen haben 
sich in der Höhe nach Art, Schwere und 
Dauer des Verstoßes, nach seinem vor-
sätzlichen oder fahrlässigen Charakter zu 
richten. Die Spanne reicht von schriftli-
chen Verwarnungen bis zu empfindlichen 
Geldstrafen. 

Die Richtlinie hat den Schutz personen-
bezogener Daten zum Inhalt, die zum 
Zweck der Verhütung, Aufdeckung, Un-
tersuchung und Verfolgung von Straftaten 
und für damit verbundene justizielle Tä-
tigkeiten verarbeitet werden. 
Die Reform der EU-Datenschutzvor-
schriften zielt darauf ab, einen modernen, 
stabilen, kohärenten und umfassenden 
Datenschutz-Rechtsrahmen für die Euro-
päische Union bereitzustellen. Auf diese 
Weise soll dem Grundrecht des Einzel-
nen auf Datenschutz Geltung verschafft 
werden. Was fraglich bleibt, ist die vor-
gesehene Bestellung eines Datenschutz-
beauftragten, der von der verarbeitenden 
Stelle benannt werden muss, „falls die 
Verarbeitung durch eine Behörde oder 
eine öffentliche Einrichtung erfolgt; …“ 
(Art. 35 der Verordnung) und wie sich 
dies auf die Gemeinden auswirken könn-
te. An die Person des Datenschutzbeauf-
tragten werden bestimmte Anforderungen 
gestellt (Ausbildung etc.), die aber erst 
in der Folge genauer bestimmt werden 
sollen. Zwar geht es der Europäischen 
Kommission primär um die Kontrolle 
sozialer Netzwerke und weltweit tätiger 
Unternehmen, die EU selbst mit ihren Or-
ganen, Einrichtungen und Ämtern ist vom 
Geltungsbereich der Verordnung jedoch 
ausgenommen. Die schweren Sanktionen 
können bei kommunaler Betroffenheit äu-
ßerst bedenklich sein.
Mitteilung der Europäischen Kommission
http://ec.europa.eu/justice/data-protection/
document/review2012/com_2012_9_
de.pdf
Datenschutz-Grundverordnung
http://ec.europa.eu/justice/data-protection/
document/review2012/com_2012_11_
de.pdf
Richtlinie
http://ec.europa.eu/home-affairs/doc_cen-
tre/police/docs/com_2012_10_de.pdf

Public Sector Information – 
Richtlinie

Die Informationen des öffentlichen Sek-
tors (PSI), folglich alle Informationen, die 
öffentliche Stellen in der Europäischen 
Union produzieren, sammeln oder erwer-
ben, sind von dieser Richtlinie erfasst. 
Beispiele für diese Art der Informationen 
sind Geoinformationen, Statistiken, Wet-
terdaten, Daten von öffentlich finanzier-
ten Forschungsprojekten und digitalisierte 
Bücher aus Bibliotheken. In all diesen 
Informationen wird ein beträchtliches und 
derzeit ungenutztes Potenzial für die Wei-
terverwendung in neuen Produkten und 

EUROPA

Dienstleistungen und für die Effizienzstei-
gerung in der Verwaltung gesehen.
Öffentliche Daten werden auf allen Ver-
waltungsebenen produziert und demnach 
besteht nach Ansicht der Europäischen 
Kommission Handlungsbedarf auf allen 
Ebenen: auf lokaler, regionaler, nationaler 
und EU-Ebene.  Mit der Schaffung ein-
heitlicher Bedingungen auf allen Ebenen 
und in der gesamten Europäischen Union 
will die Europäischen Kommission Anrei-
ze für die Entstehung eines florierenden 
Marktes schaffen. Die Bedingungen, unter 
denen die Daten für die kommerzielle 
oder nichtkommerzielle Weiterverwen-
dung verfügbar gemacht werden, haben 
Auswirkungen auf den Wettbewerb und 
die Wettbewerbsfähigkeit der EU. Deshalb 
will die Europäische Kommission einen 
einheitlichen Rechtsrahmen etablieren, 
um all die gesammelten Daten offenle-
gen und somit den gesamtwirtschaftlichen 
Nutzen von ca. € 40 Mrd. Euro lukrieren 
zu können. Profitabel wird dieses Geschäft 
an sich nur für Unternehmen sein, nicht 
für die lokalen, regionalen oder staatlichen 
Behörden, die die Daten sammeln und zur 
Verfügung stellen müssen.
Die Studien, die seitens der Europäischen 
Kommission vorgelegt wurden, lassen den 
Schluss zu, dass in der Regel nicht der 
Preis für die Dokumente ein Hindernis 
für die Weiterverwendung der Daten ist, 
sondern die komplizierten Zugangsmög-
lichkeiten bzw. Nutzungsbedingungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten.
Die Europäische Kommission will nun

den Rechtsrahmen für die Weiterver-• 
wendung von Daten des öffentlichen 
Sektors anpassen,
die Mobilisierung von Finanzierungs-• 
instrumenten zur Unterstützung offener 
Daten und Einführungsmaßnahmen, 
wie die Schaffung europäischer Daten-
portale, etablieren
und die  Koordinierung und den Erfah-• 
rungsaustausch zwischen den Mitglied-
staaten fördern.

Eine der wesentlichen Änderungen erfolgt 
aber u. a. durch die Streichung der Wahl-
möglichkeit für die öffentlichen Stellen, 
welche Dokumente, im öffentlichen Auf-
trag erstellt, sie weitergeben oder nicht. 
Hier gilt es anzumerken, dass es den 
nationalen/lokalen Entscheidungsträgern 
weiterhin selbst überlassen sein sollte, zu 
entscheiden, welche Daten sie weiterge-
ben. Zudem erfolgte eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie auch 
auf Bibliotheken, Museen und Archive. 
Eine wesentliche Einschränkung ergibt 
sich durch die Entgeltgestaltung seitens 
der öffentlichen Stellen. Es darf nur mehr 
bis zur Höhe der Vervielfältigungs- und 
Verbreitungskosten erhoben werden. In 

Neues zu Europa
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EUROPA

Lohnverrechnung 2012

Auflage 2012
288 Seiten, kart. + CD-Rom
€ 34,50/Abopreis € 27,60
ISBN 978-3-7073-1962-0
Linde Verlag

Das „SWK-Spezial Lohnverrech-
nung 2012“ berücksichtigt in pra-

xisbezogener Gliederung die Rechtsla-
ge mit dem Stand 1. 1. 2012 und somit 
alle aktuellen Neuregelungen. 

Im ersten Teil werden die grundsätzli-
chen Bestimmungen aus dem Steuer- 
und Sozialrecht dargestellt, im zweiten 
Teil folgt ein ausführliches ABC der 
Berufe und Tätigkeiten mit den wich-
tigsten Bestimmungen, der dritte Teil 
berücksichtigt alle relevanten Lohnar-
ten und im letzten Teil finden als alle 
erforderlichen Tabellen.

Aus dem Inhalt:

• Neuregelung der Steuerbefreiung 
von Auslandstätigkeiten

• Bewertung der Dienstwohnungen
• Mitteilungsverpflichtung für Hono-

rare ins Ausland
• Erweiterte DB- und DZ-Befreiung 

für Neugründungen
• Lohn- und Sozialdumping-Bekämp-

fungsgesetz
• Neue SV-Werte

Bearbeitet von:
GL Dipl.-Kfm. Eduard Müller, Leiter 
der Gruppe IV/A und stellvertretender 
Leiter der Sektion IV im Bundesminis-
terium für Finanzen, verantwortlich für 
das Management der österreichischen 
Steuer- und Zollkoordination; Fachvor-
tragender und Fachautor 

der Folge soll auch eine unabhängige 
Schlichtungsstelle eingerichtet werden, 
deren Spruch sich alle öffentlichen Stellen 
zu unterwerfen haben. Des Weiteren trifft 
die öffentlichen Stellen vor dieser Schlich-
tungsstelle eine Beweislastumkehr, d. h.  
die öffentliche Stelle muss beweisen, dass 
die Erhebung der Entgelte rechtmäßig 
erfolgt ist. Diese Schlichtungsstellen un-
terstehen zumindest teilweise der Koordi-
nation der EU, um eine einheitliche Vorge-
hensweise gewährleisten zu können.
Grundsätzlich sollte es nicht Ziel der Eu-
ropäischen Kommission sein, neue Ver-
waltungseinheiten zu schaffen und somit 
mehr Kosten zu verursachen, als diese ein-
zusparen. Den bestehenden Verwaltungs-
einheiten würde auch ein Mehr an Arbeit 
entstehen, das derzeit nicht abschätzbar 
ist. Die Eingriffe der Richtlinie in Berei-
che – wie u. a. die freie Entscheidung der 
öffentlichen Einrichtungen, welche Daten 
sie freigeben – wird mit diesem Vorschlag 
allzu stark eingeschränkt.
Bericht der Europäischen Kommission
http://ec.europa.eu/justice/data-protection/
document/review2012/com_2012_12_
de.pdf
Mitteilung der Europäischen Kommission
http://ec.europa.eu/information_society/
policy/psi/docs/pdfs/opendata2012/open_
data_communication/de.pdf

Energieeffizienz Richtlinie

Die EU plant eine Revision der Energieef-
fizienz Richtlinie. Am 20. Dezember 2011 
gab es im Europäischen Parlament dazu 
eine erste Entscheidung. Der zuständige 
Umweltausschuss verabschiedete seine 
Position. Grundsätzlich sprachen sich die 
Ausschussmitglieder mehrheitlich für den 
Vorschlag der Europäischen Kommission 
aus, ließen aber der öffentlichen Hand 
einen größeren Spielraum offen. Befür-
wortet werden u. a. verbindliche nationa-
le Energieeffizienzziele bis 2020 und es 
wird die Europäische Kommission dazu 
aufgefordert, weitere langfristige Ziele, 
wie die absolute Senkung des Primärener-
gieverbrauchs bis 2030 auf 33,3 %, bis 
2040 auf 46,6 % und bis 2050 auf 60 % 
festzusetzen. Das Thema ist derzeit sehr 
strittig und es zeichnen sich verschiedene 
Positionen zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Europäischen 
Kommission ab. Der RGRE wird daran 
gehen, sich mit seinen Forderungen an die 
berichterstattenden Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments zu richten.
Forderungen des RGRE:

Der RGRE folgt der Ansicht des Aus-• 
schusses der Regionen, der ebenfalls 
die Verpflichtung ablehnte, 3 % des 
Gebäudebestandes, die im Besitz der 

öffentlichen Hand stehen, renovieren 
zu müssen. Diese Quote sollte auf 
Gebäude beschränkt bleiben, die sich 
im Besitz des Zentralstaates (in Öster-
reich: Gebäude im Besitz des Bundes) 
befinden.
Die Anforderungen hinsichtlich der • 
öffentlichen Auftragsvergabe im Ent-
wurf der Richtlinie sind sehr streng 
und lösen in der Folge Schwierigkeiten 
in ihrer praktischen Handhabung aus. 
Hier sollte ein flexiblerer Ansatz ver-
folgt werden.

Europäisches Jahr des aktiven 
Alterns und der Solidarität 
zwischen den Generationen

Das Jahr 2012 wurde von der Europäi-
schen Kommission zum „Europäischen 
Jahr des aktiven Alterns und der Solidari-
tät zwischen den Generationen“ ausgeru-
fen. Dabei ist die oberste Zielsetzung die 
Sensibilisierung, der Austausch bewährter 
Verfahren, die Ermutigung von Entschei-
dungs- und Interessenträgern auf allen 
Ebenen, das aktive Altern zu unterstützen. 
Die EU kann hier in Politikfeldern wie 
Beschäftigung, öffentliche Gesundheit, 
Informationsgesellschaft, Verkehr und So-
zialschutz aktive Unterstützung leisten. 
Die Schwerpunkte in Österreich sind die 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit, der 
Austausch bewährter Verfahren, Entwick-
lung von Strategien und Maßnahmen, die 
Unterstützung von Entscheidungs- und 
InteressenträgerInnen zur Schaffung not-
wendiger Rahmenbedingungen und die 
Bekämpfung von Altersdiskriminierung. 
Projekte und Initiativen können auf der 
Homepage der Europäischen Kommis-
sion bzw. der eigens für Österreich vom 
Bundesministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz eingerichteten 
Homepage eingetragen und damit veröf-
fentlicht werden.
Weitere Informationen:
http://europa.eu/ey2012/ey2012main.
jsp?langId=de&catId=970
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId
=de&catId=630&callId=316&furtherCall
s=yes
Homepage Österreich:
http://www.aktivaltern2012.at/

Studie zum aktiven Altern
Inhaltlich lehnt sich die Studie ebenfalls 
an das Europäische Jahr des aktiven Al-
terns an und untersucht die allgemeine 
Einstellung zu Themen wie Alter, ältere 
Menschen im Berufsleben, (Vor-)Ruhe-
stand, Pensionen usw.
Weitere Informationen:
http://ec.europa.eu/public_opinion/archi-
ves/ebs/ebs_378_en.pdf
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Der größte Ressourcenverbrauch 
und der höchste Anteil am Ab-
fallaufkommen in Österreich ist 

der Bauwirtschaft zuzuschreiben. Richtige 
Information und das Zusammenspiel aller 
Beteiligten bei der Planung und Ausfüh-
rung von Abbruch- und Aushubarbeiten 
ersparen Kosten und vereinfachen den 
Umgang mit Behörden. Der neue „Steiri-
sche Baurestmassen Leitfaden“ unterstützt 
Behörden, Planer, Bau- und Entsorgungs-
wirtschaft beim richtigen Umgang mit 
Baurestmassen.
Die nachhaltige Nutzung von Baurestmas-
sen ist von politischem und gesellschaft-
lichem Interesse. Mineralische Baustof-
fe und Deponievolumen sollen geschont 
werden, um auch kommenden Generatio-
nen noch zur Verfügung zu stehen.
Baurestmassen und Aushubmaterialien 
sind mit knapp 30 Millionen Tonnen der 
größte Abfallstrom in Österreich. Trotz 
hoher Deponiekosten werden in der Stei-
ermark große Mengen von Baurestmassen 
deponiert. Der Bauwirtschaft gehen da-
durch Ressourcen verloren, denn Abfälle 
aus dem Bauwesen sind bei fachgemäßer 
Sammlung und Aufbereitung wertvolle 
Sekundärrohstoffe.
Um die Aktivitäten in der Steiermark 
voranzutreiben, wurde 2011 die Steirische 
Baurestmassen-Initiative mit VertreterIn-
nen der Fachabteilung 19D – Abfall- und 
Stoffflusswirtschaft, dem Zollamt, der 
Bauwirtschaft, der Entsorgungswirtschaft 
und der Ziviltechnikerkammer ins Leben 
gerufen. Damit ist es erstmals gelungen, 
alle betroffenen Stellen einzubeziehen und 
die notwendigen Schritte in einer einheitli-
chen Sprache zu formulieren. Das Ergeb-
nis dieser intensiven Zusammenarbeit ist 
der „Steirische Baurestmassen Leitfaden“, 

der bei der Fachtagung am 29. Februar 
2012 im Europasaal der Wirtschaftskam-
mer Steiermark vorgestellt wurde.
Dieser Online-Leitfaden (www.baurest-
massen.steiermark.at) soll für Abbruch- 
und Aushubarbeiten, ausgehend von der 
Planung über das Genehmigungsverfahren 
(Bescheiderstellung durch die Baubehör-
de/Gemeinde) bis zu den praxisrelevanten 
Fragen auf der Baustelle (Abfalltrennung) 
den Bogen zu den Verwertungs- und Ent-
sorgungsmaßnahmen (Anforderungen zur 
Anlieferung an Baurestmassendeponien) 
spannen. Der neue Leitfaden soll in aktu-
eller und praxistauglicher Form die Arbeit 
aller Beteiligten, wie Bauherren, Planer, 
Gemeinden, bauausführende Unterneh-
men und Verwertungs- und Entsorgungs-
unternehmen, unterstützen.
„Aktuelle Erhebungsergebnisse der Sta-
tistik Austria zeigen, dass der jährliche 
Ressourcenverbrauch in Österreich bei 
rd. 200 Millionen Tonnen liegt. Das 
entspricht einem Wert von 24 Tonnen 
pro Einwohner, womit wir in Österreich 
deutlich über dem EU-Durchschnitt von 
16 Tonnen pro Einwohner liegen; welt-
weit liegt dieser Wert bei 9 Tonnen pro 
Kopf und Jahr. Dieser hohe Materialein-
satz wird großteils durch den Abbau von 
„Baurohstoffen“ (Sand, Kies, Schotter, 
Lehm, Bruchstein, Gips, Kalk u. a. m.) 
verursacht. Die Versorgung der Bauwirt-
schaft mit qualitätsgesicherten Recyc-
lingbaustoffen wird einen wesentlichen 
Beitrag zur Entlastung beim Abbau na-
türlicher Ressourcen zu leisten haben und 
mithelfen, begrenzte Deponieressourcen 
einzusparen.“, so Hofrat Dipl.-Ing. Dr. 
Wilhelm Himmel von der FA 19 D – Ab-
fall- und Stoffflusswirtschaft, Nachhaltig-
keitskoordinator des Landes Steiermark. 

UMWELT

Der neue „Steirische Baurest-
massen Leitfaden“

„Perspektiven der Wärme-
erzeugung in Österreich und 
Potential von solarer Nah- 
und Fernwärme“

Informationsveranstaltung
am 15. Mai 2012, 9.00 bis 17.00 Uhr,
Wasserwerk Andritz in Graz

Die Grazer Unternehmen S.O.L.I.D. 
als Anlagenbauer im Bereich 

Solarthermie und Energie Graz als 
städtischer Energieversorger laden in-
teressierte Vertreter von Gemeinden, 
Wärmeversorgungsunternehmen und 
Stadtwerken zu einer kostenlosen Infor-
mationsveranstaltung über solare Groß-
anlagen und deren Wärmebereitstellung 
für Nah- und Fernwärmenetze ein.

Hauptinhalte der Veranstaltung 
sind:
• Konzepte zur Energieautarkie  

Österreichs
• Solarthermie im Vergleich/

in Kombination mit anderen 
Energieformen  
(Biomasse, KWK fossil, PV)

• Perspektiven Solarthermie,  
Verfügbarkeit Biomasse etc.

• Neue Anlagen/Kombinationen in 
Dänemark (KWK, Wärmepumpe, 
Wind etc.)

• Saisonalspeicher
• Klien Förderung Solarthermie 

Großanlagen 2012
• neu gebaute Solare-Fernwärme-

Anlagen im Klien-Programm  
2010 und 2011

• Erste Schritte zur 
Projektentwicklung 
(geeignete Kollektorflächen, 
Datenerhebung, Ertragsprognose, 
Wirtschaftlichkeit)

• Erfahrungen mit Solarthermie eines 
langjährigen Heizwerkbetreibers

• Besichtigung der solaren 
Großanlage „Wasserwerk 
Andritz“, welche in das Grazer 
Fernwärmenetz einspeist. 
Informationen zu den Anlagen 
finden sie unter http://www.solid.at/
index.php?option=com_content&tas
k=view&id=50&Itemid=68 

Für Anmeldungen und nähere Infor-
mationen wenden Sie sich bitte an:
S.O.L.I.D. Gesellschaft für Solarins-
tallation und Design GmbH
Puchstraße 85
8020 Graz
Robert Söll
Tel. 0316/292840-49
E-Mail: r.soell@solid.at 
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Der „Große Steirische Frühjahrs-
putz“ wird vom 16. bis 21. April 
2012 landesweit stattfinden. Ak-

tionstag ist der 21. April 2012. Anmel-
dungen zum Frühjahrsputz 2012 sind 
online unter www.abfallwirtschaft.steier-
mark.at > Termine „Der große steirische 
Frühjahrsputz 2012“ möglich. Weitere 
Informationen finden Sie unter www.
saubere.steiermark.at

Die FA19D organisiert dieses Jahr be-
reits zum 5. Mal den „Großen Steiri-
schen Frühjahrsputz“, der im Rahmen 
der weltweiten Aufräumaktion „Let‘s Do 
it! World Cleanup 2012“ stattfinden wird. 
„Let’s Do It“ ist eine zivile Umweltini-
tiative, die 2008 in Estland gegründet 
wurde und die sich einen sauberen und 
gesunden Planeten zum Ziel gesetzt hat 
(www.letsdoitworld.org, www.letsdoi-
taustria.org). 2012 soll in jedem Land 
der Erde eine Aufräumaktion stattfin-
den. In Österreich findet der Aktionstag 
am 21. April 2012 statt (Internationaler 
„clean up day 2012“).

Die Zielsetzung der Aktion „Frühjahrs-
putz“ liegt vorwiegend im Bereich der 

Bewusstseinsbildung. Durch positive 
Vorbildwirkung soll insbesondere die Ju-
gend darauf aufmerksam gemacht wer-
den, dass das Zurücklassen von Abfällen 
in der Natur nicht gesellschaftsfähig sein 
darf und die in der Umwelt verstreuten 
Abfälle nur mit einem sehr hohen Kosten-
aufwand wieder eingesammelt und einer 
Entsorgung zugeführt werden können. 
Die Verunreinigung der Landschaft führt 
nicht nur zur optischen Beeinträchtigung 
unserer schönen Naturlandschaft, auch 
ökologische Beeinträchtigungen können 
die Folge sein.

Die Aktion „Frühjahrsputz“ war von Be-
ginn an sehr erfolgreich. Die Anzahl der 
Teilnehmer hat sich von rund 20.000 
(2008) auf 44.000 (2011) erhöht. Im 
Jahr 2011 haben sich ca. 460 Gemein-
den an dieser Aktion beteiligt, etwa 
100.000 Müllsäcke wurden verteilt und 
181.000 kg Müll wurde eingesammelt.

Die FA 19D bedankt sich bei den zahlrei-
chen Gemeinden und Organisationen, wie 
beispielsweise ORF, Abfallwirtschaftsver-
bände, Landesfeuerwehrverband, Berg- 
und Naturwacht, McDonalds-Restaurants 

in der Steiermark, 
Stützpunkte des 
ÖAMTC Steier-
mark, viele Schu-
len und Vereine 
(Kameradschafts-
bund, Alpenver-
ein, Landesfi-
schere iverband 
Steiermark, Na-
turfreunde, Lions 
Clubs, Pfadfinder, 
Landesjagdamt, 
Gemeinnütz ige 
Wohnbau Ges-
mbH, WK-Steier-
mark FG Abfall- 
& Abwasserwirt-
schaft, Trafikanten 
Steiermark usw.), 
die diese Akti-
on auch diesmal 
wieder unterstüt-
zen, und würde 
sich sehr freuen, 
wenn bei dieser 
„Jubiläumsaktion“ 
wieder zahlreiche 
Teilnehmer mit-
machen!

Aktion „Frühjahrsputz 2012“ 
16. bis 21. April 2012

UMWELT
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LAND & GEMEINDEN

Verkehrssicherheitspreis 2012

Jedes Jahr zeichnen das Kuratorium 
für Verkehrssicherheit und der Ös-

terreichische Gemeindebund engagierte 
Verkehrsprojekte aus. Eigeninitiativen, 
die sich mit außerordentlichem Enga-
gement und Kreativität für das Thema 
hervortun, winkt auch heuer der „Ös-
terreichische Verkehrssicherheitspreis“ 
in Form der Trophäe „Aquila“.

Wer kann einreichen?

Unternehmen, Vereine und Institutio-
nen (Kindergärten, Schulen), Städte, 
Gemeinden und Medien, die ein Projekt 
zur Verbesserung der Verkehrssicher-
heit umgesetzt haben. 

Welche Form müssen die 
Unterlagen haben?

Kurz-prägnant-schriftlich sollen sie sein. 
Tragen Sie die Daten in das Online-Ein-
reichformular ein und schicken Sie alle 
Unterlagen per E-Mail oder Post an das 
Kuratorium für Verkehrssicherheit. Da-
teien bis zu einer Größe von 5 MB kön-
nen elektronisch an veranstaltungen@
kfv.at gesandt werden. Größere Dateien 
sollten auf CD gebrannt und per Post an 
das Kuratorium für Verkehrssicherheit 
geschickt werden. Im Rahmen einer 
feierlichen Gala im Juni werden die 
Siegerprojekte aller Kategorien einem 
ausgewählten Fachpublikum präsentiert 
und der „Aquila“ verliehen.

Bis wann ist eine Einreichung 
möglich?

Teilnahmeberechtigt sind Projekte aus 
dem Zeitraum 1. Jänner 2011 bis 1. Mai 
2012. Die Einreichungen müssen bis 
zum 11. Mai 2012 im Kuratorium für 
Verkehrssicherheit eingelangt sein. 

Auskünfte und Adresse 
für Einreichungen:
KFV (Kuratorium für Verkehrssicherheit)
Schleiergasse 18, 1100 Wien
Frau Mag. Daniela Pedross
Tel.: 05 77 0 77-1909
E-Mail: veranstaltungen@kfv.at

Immer mehr ländliche Regionen sind 
von steigender Abwanderung ihrer 
Jugendlichen betroffen. Deshalb hat 

beteiligung.st, Fachstelle für Kinder-, 
Jugend- und BürgerInnenbeteiligung, 
im Zuge des Central Europe Projekts 
„YURA – Jugendstrategien für Regio-
nen mit Abwanderung“ im Auftrag des 
EU-Regionalmanagements Südweststei-
ermark gemeinsam mit dem steirischen 
Dachverband der Offenen Jugendarbeit 
eine Erhebung zum Thema „Lebensqua-
lität für Jugendliche: Abwandern oder 
Bleiben?“ in den Bezirken Leibnitz und 
Deutschlandsberg durchgeführt. 
Im Zukunftslabor Südweststeiermark 
wurde mit Fragebogenerhebungen (quan-
titative Methode) und Fokusgruppen 
(qualitative Methode) gearbeitet. Dabei 
wurden Meinungen, Einschätzungen und 
Stellungnahmen von Jugendlichen und 
Erwachsenen rund um das Thema Ab-
wanderung oder Bleiben in der Region 
unter Berücksichtigung verschiedener 
Entscheidungsaspekte (Identifikation 
bzw. Bindung an die Region/Gemeinde, 
Mobilität, Freizeit, Ausbildung/Arbeits-
markt und Informationsvermittlung/Be-
teiligung) erhoben. 
Es wurden drei Fragebogenaktionen 
durchgeführt. Dabei wurden Jugendliche 
im Alter zwischen 14 und 20 Jahren (über 
700 Personen), regionale AkteurInnen/
Stakeholder der betroffenen Bereiche (37 
Personen) und die Gemeinden der beiden 
Bezirke (56 Gemeinden von 88 nahmen 
teil) befragt. 
Die Gemeindebefragung diente unter an-
derem dazu, bereits vorhandene Ange-
bote und Infrastruktur für Jugendliche 
innerhalb der Region abzufragen. Die 
Erhebung unter den Jugendlichen wurde 
so angelegt, dass möglichst viele Ju-
gendliche der 9. Schulstufe (Pflichtschul-
bereich) sowie der Abschlussklassen 
weiterführender Schulen erreicht werden 
sollten. Dieser Zugang wurde gewählt, da 
Jugendliche zu diesen Zeitpunkten Ent-
scheidungen über den weiteren Ausbil-
dungs- bzw. Berufsweg treffen müssen. 
Ein zentraler Punkt der Fragebogener-

hebung war der Vergleich der Einschät-
zungen und Wahrnehmungen von Ju-
gendlichen und regionalen AkteurInnen/
Stakeholdern. Um dies zu gewährleisten, 
wurden bei den jeweiligen Befragungen 
teilweise idente Frageblöcke verwendet. 
Nach der Fragebogenerhebung wurden 
in Fokusgruppen Workshops mit Jugend-
lichen durchgeführt. Gearbeitet wurde 
dabei mit 76 Jugendlichen im Altersbe-
reich der Befragung. Schwerpunkt hier-
bei war, über Motive, in der Region zu 
bleiben oder sie zu verlassen, zu disku-
tieren und gemeinsam ein Zukunftssze-
nario für eine jugendgerechte Region zu 
erstellen. 
Die Ergebnisse der Pilotaktion Zukunfts-
labor sollen in weiterer Folge in die Leit-
bilderstellung der Region Südweststeier-
mark Eingang finden und als Grundlage 
für konkrete Maßnahmen zur Entgegen-
wirkung der Abwanderung von jungen 
Menschen aus der Region dienen. 

ETZ Projekt YURA - 
Jugendstrategien für Regionen mit 
Abwanderung

Seit März 2010 beschäftigen sich zehn 
internationale Partnerorganisationen aus 
dem Zentraleuropäischen Raum im Zuge 
des EU-Projekts „YURA - Jugendstra-
tegien für Regionen mit Abwanderung“ 
mit dem aktuellen Thema des demo-
graphischen Wandels, insbesondere der 
Abwanderung von höher gebildeten 
Jugendlichen aus ländlichen Regionen. 
Steirische PartnerInnen im Projekt sind 
das EU-Regionalmanagement Südwest-
steiermark und die INNOVATION RE-
GION STYRIA.
www.eu-regionalmanagement.at

Kontakt:
beteiligung.st
Fachstelle für Kinder-, Jugend- und Bür-
gerInnenbeteiligung
Karmeliterplatz 2, 8010 Graz
Tel: 0316/90370-110
office@beteiligung.st
www.beteiligung.st

Zukunftslabor 
Südweststeiermark
Eine Pilotaktion zur Erhebung der Lebensqualität von Jugendlichen in der Region Süd-
weststeiermark
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Im November 2006 hat die Steier-
märkische Landesregierung die Ein-
richtung einer Plattform „Steirische 

Hagelabwehr“ mit dem Ziel genehmigt, 
durch koordinierende Maßnahmen beste-
hende Ressourcen gemeinsam zu verwen-
den und durch die Realisierung wissen-
schaftlich fundierter technischer Projekte 
und durch eine Informationsoffensive die 
Situation der Hagelabwehr deutlich zu 
verbessern und zu einer flächendecken-
den Einrichtung zu entwickeln.
Derzeit sind in der Plattform unter der 
koordinierenden Mitwirkung der Abtei-
lung 20 Katastrophenschutz und Landes-
verteidigung die Steirische Hagelabwehr-
genossenschaft, die Hail Air Austria, die 
Technische Universität Graz, Joanneum 
Research und die Zentralanstalt für Me-
teorologie und Geodynamik, tätig.
Ab 2007 stellt die Steiermärkische Lan-
desregierung jährlich Förderungsmittel 
in der Höhe von je € 80.000 und im 
Jahr 2011 € 52.000 für die Verbesserung 
der technischen Einrichtungen zur Ver-
fügung.
Im Mittelpunkt der Plattform steht die 
konsequente Umsetzung folgender Ziele:
• On-line-Verfügbarkeit der Wetterra-

darbilder vom Wetterradar Reicherhö-
he über das Internet

• Ausstattung der Hagelabwehrflugzeu-
ge mit einheitlichen GPS-Wegdaten-
erfassungen und mobilen Wetterradar-
Terminals (Pilot sieht bei sich an Bord 

die Lage der Hagelzellen und die 
Positionen der Hagelflugzeuge )

• Archivierung der Daten und Erstel-
lung einer gemeinsamen Datenbank 
(Wetterlage, Prognosen, Wetterradar, 
Bekämpfungstätigkeit, Bodenhagel, 
Schadensmeldungen)

• Datenanalyse zur Verbesserung des 
Gesamtsystems und Verifikation des 
Abwehrerfolgs

• Hagelprognose mit Verifikation 
Mit dieser laufend verbesserten Verfüg-
barkeit modernster technischer Einrich-
tungen wird zielstrebig auf eine wis-
senschaftlich fundierte Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Hagelabwehr in 
der Steiermark hin gearbeitet.
Auf der Grundlage des Leistungsprofils 
der Plattform „Steirische Hagelabwehr“ 
steht daher den steirischen Gemeinden 
ein taugliches Instrument zur technisch 
möglichen Vermeidung der Hagelgefahr 
zur Verfügung.

Plattform 
„Steirische Hagelabwehr“
Aktuelle Neuerungen

Preis „Tierschutzkonformes 
Bauen im ländlichen Raum“

Landwirtschaftliche Gebäude prägen 
die Kulturlandschaft und sind Vi-

sitenkarten für den Betrieb und eine 
ganze Region. Sie sind Arbeitsstätte für 
die landwirtschaftliche Produktion und 
damit Arbeitsplatz sowie Lebensraum 
für landwirtschaftliche Nutztiere. Für 
Stallgebäude müssen viele Anforderun-
gen erfüllt werden, von der (Arbeits-)
Wirtschaftlichkeit über die Tiergerecht-
heit bis zur Umweltverträglichkeit und 
Einbindung ins Landschaftsbild. Der 
Preis für „Tierschutzkonformes Bauen 
im ländlichen Raum“ wird 2012 zum 
dritten Mal von der Tierschutzombuds-
stelle des Landes Steiermark ausge-
schrieben und würdigt zukunftswei-
sende Bauprojekte in allen Bereichen 
der Produktion bei landwirtschaftlichen 
Nutztieren, welche sich durch besonde-
re Tierfreundlichkeit auszeichnen. Von 
den eingereichten Bauprojekten aller 
Nutztierkategorien (Geflügel, Pferd, 
Rinder, Schafe, Schweine, Ziegen und 
sonstige) werden maximal zehn Be-
triebe nominiert und von der Jury be-
sichtigt. Aus den nominierten Betrieben 
werden nach Beurteilung durch die Jury 
vier Betriebe prämiert, die jeweils mit 
einem Preis in der Höhe von € 1.500,-- 
ausgezeichnet werden. Unter den ein-
reichenden Tierhaltern wird außerdem 
ein Sachpreis für das beste Tierfoto im 
Wert von € 300,--vergeben.

Teilnahmebedingungen
Das eingereichte Objekt muss sämtliche 
bau-, umwelt- und tierschutzrechtlichen 
Bestimmungen sowie das Kriterium be-
sonderer Tierfreundlichkeit erfüllen.Die 
Maßnahmen dürfen frühestens ab 1. 1. 
2007 durchgeführt und das Objekt muss 
bis 31. 3. 2012 fertig gestellt worden 
und in Betrieb sein. Die Kammer für 
Land- und Forstwirtschaft Steiermark 
steht für Fragen zur Einreichung bzw. 
zur Unterstützung bei der Erstellung 
der Einreichunterlagen zur Verfügung: 
Referat Bauberatung, Stallbau, Tier-
schutz und Nutztierhaltung, DI Walter 
Breininger, Telefon: 0316/8050-1313, 
E-Mail: walter.breininger@lk-stmk.at. 

Einreichungen sind zu richten an:
Tierschutzombudsstelle
Fachabteilung 10A – Agrarrecht und 
ländliche Entwicklung
Krottendorferstraße 94, 8052 Graz
Dr. Barbara Fiala-Köck
Tel.: 0316/877-6983
E-Mail: tierschutz@stmk.gv.at
Einreichschluss: 25. Mai 2012

Zu den beliebtesten Rubriken in den 
Volkskultursendungen des ORF Lan-

desstudios Steiermark gehört seit einiger 
Zeit „Ernst Zwanzleitner’s Bauernka-
lender“. Das radiohörende Publikum ist 
begeistert von den wöchentlichen Bei-
trägen des obersteirischen Landwirts 
Ernst Zwanzleitner, der in seiner sym-
pathischen und bildhaften Sprache den 
Verlauf des Bauernjahres von einst und 
jetzt schildert. Besonders die älteren 
Hörerinnen und Hörer können sich dabei 
noch an ihre eigenen Erlebnisse und 
Ereignisse im Laufe des Bauernjahres 
erinnern. 
Auf vielfachen Wunsch hat das ORF-
Landesstudio Steiermark diese Beiträ-
ge zusammengefasst und eine Doppel-

CD zum Nachhören produziert. 15 
Geschichten von Ernst Zwanzleitner 
und 19 Musikstücke von hauptsächlich 
steirischen Volksmusikgruppen sind in 
einer Gesamtspieldauer von zweieinhalb 
Stunden auf diesen CDs zu hören.
Diese CD kann nicht nur eine Bereiche-
rung der eigenen CD-Sammlung sein, 
sondern eignet sich besonders auch als 
Geschenk, das Gemeinden und Gemein-
demandatare oft für diverse Anlässe 
benötigen. 
Die CD kostet 20,00 Euro und ist bei 
Sepp Loibner vom ORF Steiermark 
unter der Mail-Adresse josef.loibner@
orf.at oder auch direkt bei Ernst Zwanz-
leitner unter ernst.zwanzleitne@aon.at 
zu bestellen.                                   PR

„Ernst Zwanzleitner’s Bauernkalender“ als CD erhältlich



18 Steirische Gemeindenachrichten – Jänner bis März 2012

Die Steiermark wird im kom-
menden Jahr den Titel „Eu-

ropäische Unternehmerregion 
2013“ tragen. Landesrat Christian 
Buchmann nahm Mitte Februar 
in Brüssel diese Auszeichnung 
entgegen, durch die der EU-Aus-
schuss der Regionen jedes Jahr 
innovative Wirtschaftsstrategien 
würdigt.
„Wir haben mit der „Wirtschafts-
strategie Steiermark 2020 – 
Wachstum durch Innovation“ eine 
umfassende Strategie erarbeitet, 
entlang der wir in den kommen-
den Jahren den Standort Steier-
mark entwickeln“, erklärte der 
Landesrat beim Festakt in Brüs-
sel. Die Steiermark setzt damit 
einen klaren Schwerpunkt auf 
Innovation und konzentriert sich 
auf die drei Leitthemen mit dem 
größten Wachstumspotential: Mo-

bility, Eco-Tech und Health-Tech. 
So können Arbeitsplätze gesichert 
und geschaffen werden. Mit einer 
regionalen F&E-Quote von 4,3 
Prozent hat die Steiermark die 
Ziele der EU-Strategie „Europa 
2020“ bereits jetzt übertroffen. 
Das Wirtschaftsressort investiert 
bis 2016 insgesamt 100 Millionen 
Euro in die Kompetenzzentren, in 
denen die Forschungsergebnisse 
der Universitäten in die Praxis 
umgesetzt werden.
Die Steiermark erhielt die Aus-
zeichnung gemeinsam mit der 
Region Nord-Pas-de-Calais 
(Frankreich), mit der bereits eine 
Regionspartnerschaft besteht, und 
mit der Region Süddänemark. Eu-
ropäische Unternehmerregionen 
2012 sind Katalonien (Spanien), 
Helsinki-Uusimaa (Finnland) and 
Trnava (Slowakei). 

Wilding, Sachbearbeiterin im Amt, war 
die erste Feuerwehrfrau Weißkirchens, 
ihr Schwerpunkt liegt neben den Ausrü-
ckungen in der Jugendarbeit, sie ist Stell-
vertreterin des Jugendwartes. Schulwart 
Reinhold Staubmann ist im regionalen 
Feuerwehrgeschehen als Abschnittskom-
mandant einer der profiliertesten Feuer-

2011 war das „Jahr des Ehrenam-
tes“. Viel wurde darüber ge-

sprochen und geschrieben, positive Bei-
spiele aufgezeigt und Studien verfasst.
Als richtiges Vorbild kann die Marktge-
meinde Weißkirchen gelten: Alle Mitar-
beiter der Gemeinde sind Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr Weißkirchen. 
Diese „Einhundertprozentigkeit“ dürfte 
wohl landesweit eine Einzigartigkeit sein. 
Es gibt nicht wenige Feuerwehren, ja 
überhaupt Einsatzorganisationen, die 
während der Woche Probleme mit der 
Tageseinsatzbereitschaft haben. Durch 
die auswärtige Berufstätigkeit vieler eh-
renamtlich Engagierter kann es zu Eng-
pässen kommen, wenn eine Ausrückung 
anfällt. Diese Sorgen hat die Feuerwehr 
Weißkirchen nicht. Wenn die Sirene er-
tönt, ist gleich eine Grundbesatzung zur 
Stelle. Die Mitarbeiter der Gemeinde 
sind neben weiteren Florianijüngern so-
fort im Rüsthaus und schon kann der 
rettende Einsatz beginnen.
Bei der Marktgemeinde Weißkirchen 
sind fünf Mitarbeiter beschäftigt, zwei in 
der Verwaltung, einer als Schulwart und 
zwei am Bauhof bzw. im Schwimmbad. 
Amtsleiter Gerhard Freigaßner ist seit 32 
Jahren als Schriftführer und Beauftrag-
ter für Öffentlichkeitsarbeit bei der FF 
Weißkirchen, im Bezirksausschuss ar-
beitet er seit rund zehn Jahren mit. Edith 

LAND & GEMEINDEN

wehroffiziere, seit 2000 leitet er die FF 
Weißkirchen und wurde erst kürzlich 
wiedergewählt. Die beiden Bauhofmitar-
beiter Lorenz Papst und Günther Strasser 
zählen ebenfalls schon seit Jahrzehnten 
zu den Stützen der Wehr, wobei Papst 
ab 1990 zehn Jahre lang Kommandant-
Stellvertreter war.

Bgm. Ewald Peer (3. v. r.) mit allen seinen Gemeindemitarbeitern, die Feuerwehrangehöri-
ge sind: Reinhold Staubmann, Gerhard Freigaßner, Edith Wilding, Lorenz Papst und Gün-
ther Strasser (v. r. n. l.).

Gemeinde Weißkirchen: Vorbild bei Freiwilligkeit

Europameister Steiermark 2013

Sonntag, den 29. April 2012

Beginn um 11 Uhr in St. Josef

Programm: 

Theaterrunde St. Josef, Kindertheater,

Volksmusik, Gstanzln, Blues, Clownshow, 

Mitmach-Trommel-Großereignis, Kutschenfahrten, 

Erlebnis „Theaterweg“, Stelzengeher,

Riesenstraßenbild malen, Strohballen hüpfen, 

Stationen Spiele für Jung und Alt, Kinder schminken

und vieles, vieles mehr... 

„Theater - Musik - Spaß“ 

Großes Straßenfest

Eintritt frei!

Veranstalter: Gemeinde St. Josef (Weststmk.)
Infos: 03136/81124-12, www.theaterdorf.at
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Ein gesunder Betrieb braucht ge-
sunde und zufriedene Mitarbeiter-
Innen. Mit dem Angebot Betrieb-

liche Gesundheitsförderung (BGF) im 
Gemeindedienst richtet sich Styria vitalis 
nun direkt an steirische Gemeinden.

Seit Herbst 2011 begleitet Styria vita-
lis interessierte Mitgliedsgemeinden des 
Gesunde Gemeinde-Netzwerkes über 
ein halbes Jahr im Rahmen eines ge-
meinsamen Prozesses zur Betrieblichen 
Gesundheitsförderung.  Ziel ist es, die 
MitarbeiterInnen und Führungskräfte der 
Gemeindeverwaltung sowie der gemein-
deeigenen Betriebe bei der Auseinander-
setzung mit dem Thema Gesundheit zu 
unterstützen.

Belastungen & 
Gesundheitsquellen

Eine wachsende Zahl von Mitarbeiter-
Innen im Gemeindedienst erlebt den 
Arbeitsalltag als zunehmend belastend. 
Durch die Möglichkeiten von Handy und 
E-Mail werden von immer mehr  Ar-
beitspartnern und BürgerInnen ständige 
Erreichbarkeit und schnelle Reaktionen 
erwartet. Trotz Ressourcenkürzungen 
kommen weitere Aufgaben hinzu und der 
Wunsch, es allen recht zu machen, kann 
dazu führen, dass die eigenen Belas-

tungsgrenzen überschritten werden.
Auf der anderen Seite gibt es im Ar-
beitsalltag aber auch zahlreiche Quellen 
von Arbeitsfreude, Zufriedenheit und Ge-
sundheit. Diese Quellen zu erkennen und 
zu fördern, ist ein ganz wesentlicher Teil 
von Betrieblicher Gesundheitsförderung.

Wie funktioniert BGF?

1. Schritt: Führungskräfte und Mitar-
beiterInnen setzen sich vorerst getrennt 
voneinander mit Mag. Christian Faden-
gruber von Styria vitalis zusammen und 
gehen der Frage nach, was sie in ihrem 
Arbeitsalltag als Belastungsfaktoren und 
was als Gesundheitsquelle erleben.
2. Schritt: Die Ergebnisse dieser Ge-
spräche werden einander in einem Zu-
sammenführungsworkshop  präsentiert 
und diskutiert.  Gemeinsam wird über-
legt, welche Maßnahmen erlebte Belas-
tungen reduzieren könnten und welche 
Maßnahmen die Arbeitszufriedenheit und 
Gesundheit aller Beteiligten fördern wür-
den. Wichtig ist dabei, die Maßnahmen 
so zu planen, dass eine Umsetzung auch 
tatsächlich möglich ist.
3. Schritt: Das gemeinsam beschlossene 
Maßnahmenpaket wird von der Gemein-
de eigenverantwortlich umgesetzt.
4. Schritt: Etwa sechs Monate später 
wird dieser BGF-Prozess mit einem Ziel-

erreichungsworkshop abgeschlossen. 
Führungskräfte und MitarbeiterInnen bli-
cken noch einmal zurück: Welche Maß-
nahmen wurden umgesetzt? Welche sind 
noch offen? Was hat sich bewährt? Wo 
sind Schwierigkeiten aufgetaucht?
Eine wichtige Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Betriebliche Gesundheits-
förderung ist die Bereitschaft, sich auf-
einander einzulassen, Gewohntes zu 
hinterfragen und etwaige Veränderungen 
zuzulassen.

Erste Erfahrungen

Die Gemeinde St. Radegund bei Graz 
war eine der ersten Gemeinden, die die-
ses neue  Angebot in Anspruch genom-
men hat. Für Bürgermeister Hannes Kog-
ler hat sich der BGF-Prozess in vielerlei 
Hinsicht ausgezahlt.
Der klare zeitliche Rahmen macht den 
Prozess sowohl für die Führungskräfte als 
auch für die MitarbeiterInnen überschau-
bar und wird als motivierend erlebt.

„Durch den BGF-
Prozess haben 
wir uns richtig 
füreinander Zeit 
genommen. Das 
hat sich sehr be-
währt.“ 
(Bgm. Kogler)

Kooperation mit BVA & STGKK

Die BVA und STGKK unterstützen die 
Qualitätssicherung und den BGF-Pro-
zess z. B. mit Angeboten, wie Vorträgen, 
Nichtraucherkursen, Rückenschule oder 
Stimmtraining.

Wenn Sie an einem Prozess zur Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung in Ihrer Ge-
meinde interessiert sind, melden Sie sich 
bitte bei Styria vitalis.

Informationen:
Styria vitalis
Mag. Christian Fadengruber
Tel: 0316 | 82 20 94-76
christian.fadengruber@styriavitalis.at
www.styriavitalis.at

GESUNDE GEMEINDE

Gesundheitsförderung für Gemeindebedienstete

Mag. Christian Fadengruber von Styria vitalis begleitet den BGF-Prozess
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 1966 1976 1986 1996 2000 2005 

Oktober 2011 472,7 269,4 173,3 132,5 125,9 113,9
November 2011 473,1 269,6 173,4 132,6 126,1 114,0
Dezember 2011 474,0 270,1 173,8 132,9 126,3 114,2
Jahresdurchschnitt 2011 469,3 267,4 172,0 131,6 125,0 113,1
Jänner 2012 471,8 268,8 172,9 132,2 125,7 113,7
Februar 2012 (vorläufig) 474,0 270,1 173,8 132,9 126,3 114,2

Index der Verbraucherpreise

TERMINE

Der diesjährige Gemeindetag findet in Niederösterreich gemeinsam mit einer Kom-
munalmesse statt.

Geplantes Programm

Mittwoch, 12. September:

Eröffnung der Kommunalmesse. Auf 12.000 m² werden Aussteller ihre Produkte und 
Dienstleistungen präsentieren. Die bisherige Ausstellerliste sowie weitere Details und 
Fakten sind schon jetzt auf www.kommunalmesse2012.at nachzulesen.

Donnerstag, 13. September:

11.00 Uhr Offizielle Eröffnung des Gemeindetages
14.00 Uhr Fachtagung mit prominenten Gästen aus Wirtschaft und Politik
19.00 Uhr Galadinner

Freitag, 14. September:

Haupttagung unter Anwesenheit von Bundespräsident Dr. Heinz Fischer, 
Hauptreferat von Vizekanzler und Außenminister Dr. Michael Spindelegger.

Online-Anmeldungen und Hotelbuchungen sind bereits über 
www.gemeindetag.at 

möglich. 

Der Österreichische Gemeindebund und die für die Organisation verantwortlichen nie-
derösterreichischen Landesverbände laden alle Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter, Gemeindemandatare und Gemeindebedienstete herzlich zum 59. Österreichischen 
Gemeindetag in Tulln ein und freuen sich, Sie bei der größten kommunalpolitischen 
Veranstaltung des Jahres begrüßen zu dürfen!

59. Österreichischer Gemeindetag
12. bis 14. September 2012 in Tulln
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